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Gute Geschäfte, schlechte Geschäfte 
HB, 5.3. maf. Die Aufträge, die Schrö-
der bei seiner Reise in die Vereinigten
Arabischen Emirate akquiriert hat,
dürfen nicht als Wettbewerbserfolg der
BRD-Industrie missverstanden werden.
Sie beruhen auf der dammbruchartigen
Genehmigung von Waffenexporten, die
erfolgte, ohne dass diese Staaten inter-
nationale Rüstungskontrollverträge
unterzeichnet hätten, das ganze beglei-
tet von matten Missfallensäußerungen
der Grünen. Auf den ersten Blick könn-
te es scheinen, dass der A(tomar)B(bio-
logisch)C(hemisch)-Abwehr-Spürpan-
zer Fuchs, von dem am lautesten gere-
det wird,ein defensives Militärgerät sei.
Das ist eine echte Halbwahrheit. Gera-
de der aktive Einsatz von ABC-Waffen
setzt die Fähigkeit voraus, deren Wir-
kungsfeld möglichst genau zu lokalisie-
ren,damit nicht die eigenen Truppen ins
Verseuchte laufen. Für die BRD war die
Entwicklung der ABC-Abwehr-Waf-
fengattung eine Möglichkeit, bei der für
sie international verbotenen Entwick-
lung von ABC-Waffen wenigstens An-
schluss zu halten. Denn wie sollte man
das Abwehr- und Spürgerät entwickeln
und testen,ohne die Waffenwirkung we-
nigstens im kleinsten Maßstab darstel-
len zu können? – Am Ende von Schrö-
ders Reise bleibt ein trauriges politi-
sches Ergebnis, nämlich die ungezügel-
ten und unkontrollierte Aufrüstung der
VAR, eine üble strukturierende Rück-
wirkung auf die BRD-Industrie, die auf
Rüstungsgeschäfte orientiert wird. Die
zivilen Aufträge, die Rede ist von Ver-
kehr, Wasseraufbereitung, Bildung,
werden nicht wegen der Qualität der
Produkte, sondern nur als Beigeschäft
zur Rüstung erteilt. Die Aufrüstung der
Vereinigten Arabischen Emirate dürfte
sich vor allem gegen den schiitischen
Iran richten.

Vierergipfel soll gemeinsame EU-
Politik abstimmen
FAZ, 5.3. hav. Nachdem Schröder auf
seiner Arabienreise, die Rolle der BRD
als weltweit agierende Mittelmacht neu
definierte, wird auf der europäischen
Ebene das neue Selbstbewusstsein um-
gesetzt. Frankreich, Deutschland, Russ-
land und Spanien wollen bei einem in-
formellen Vierergipfel ihre europäische
und internationale Politik abstimmen.
Zu dem Treffen erwartet der französi-
sche Staatspräsident Chirac am 18.
März den russischen Präsidenten Putin,
Bundeskanzler Schröder und den spa-
nischen Ministerpräsidenten Zapatero
in Paris, teilte das französische Präsidi-
alamt am Freitag mit.Das Treffen ist das
erste in dieser Zusammensetzung. Nach
Angaben aus diplomatischen Kreisen in
Paris geht es unter anderem darum,zwi-

schen der EU und Moskau vielfältige
Formen des Dialogs aufzubauen.Außer-
dem solle Spanien, das eine Rolle als
Motor beim Aufbau Europas spielen
wolle, in den bereits seit einiger Zeit ge-
führten Meinungsaustausch Frank-
reichs, Russlands und Deutschlands
einbezogen werden. Der französische
Außenminister Barnier hatte im Januar
gesagt, der Vierergipfel werde sich un-
ter anderem mit den umstrittenen
Atomplänen Teherans befassen. Eine
festgelegte Tagesordnung werde es nicht
geben. Frankreich, Deutschland und
Russland hatten vor dem Irak-Krieg,
den sie entschieden ablehnten, begon-
nen, ihre Außenpolitik abzustimmen.
Spanien schloss sich nach dem Wahlsieg
des Sozialisten Zapatero vor einem Jahr
der kritischen Haltung zum Irak-Krieg
an.

Streit um Kompetenzen des zukünf-
tigen EU-Außenministers
FAZ, 2.3. hav. Wenn im Herbst nächsten
Jahres die Verfassung der EU in Kraft
tritt, wird als politisch und institutio-
nell bedeutendste Neuerung das Amt ei-
nes europäischen Außenministers ge-
schaffen. Schon im vergangenen Som-
mer, beschlossen die Staats- und Regie-
rungschefs, Javier Solana, den Hohen
Vertreter für die gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik, als ersten EU-
Außenminister zu berufen. Darüber
hinaus erhielten Solana, der auch Ge-
neralsekretär des Ministerrates ist, und
der neue Präsident der Europäischen
Kommission, Jose Manuel Barroso, den
Auftrag,mit den Vorarbeiten für die Bil-
dung eines Europäischen Auswärtigen
Dienstes zu beginnen.Nach monatelan-
gen Beratungen haben sie jetzt ein ge-
meinsames Papier vorgelegt, das als
„Grundlage für eine erste Diskussion
mit den Mitgliedstaaten“ dienen soll.
Das Europäische Parlament, das laut
Verfassungsvertrag in dieser Frage an-
gehört werden muss, hat schon im Sin-
ne der EU-Kommission Partei ergriffen.
Ein Bericht und Entschließungsent-
wurf, den der Abgeordnete und Vorsit-
zende des Auswärtigen Ausschusses,El-
mar Brok,vorgelegt hat,spricht sich da-
für aus, den Europäischen Auswärtigen
Dienst „logistisch, administrativ und
haushaltsmäßig in vollem Umfang in
die Dienste der Kommission einzuglie-
dern“. Nur so könne vermieden werden,
„dass eine der politischen Kontrolle
weitgehend entzogene, organisatorisch
verselbstständigte Einrichtung oder
Agentur entsteht“. Brok sagte der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, ein
autonomer diplomatischer Dienst sei
„unakzeptabel“ und zeigte sich ver-
wundert, dass die Kommission sich
überhaupt auf einige der in dem Dis-
kussionspapier enthaltenen Formulie-
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rungen eingelassen habe.Die Schaffung
eines autonomen diplomatischen Dien-
stes der EU, befürchtet Brok, würde in
der Außenpolitik selbst bei den Ge-
meinschaftsaufgaben die intergouver-
nementalen Einflüsse stärken und die
Zuständigkeit der Kommission – und
damit auch die des Europäischen Par-
laments – letztlich auf die Binnen-
marktkompetenzen beschränken.

Mehr Rechte für Illegale? 
Handelsblatt, KNA, 3.3. rül. Mit einem
„Manifest illegale Zuwanderung“ (zu
finden unter www.forum-illegalitaet.
de) haben sich Vertreter der Kirchen,der
Gewerkschaften und verschiedener
Parteien an die Regierungen in Bund
und Ländern gewandt und eine bessere
Rechtstellung für sogenannte „Illega-
le“, d.h. für Personen ohne staatliche
Aufenthaltsgenehmigung gefordert. Zu
den Betreibern gehört der Berliner Kar-
dinal Georg Sterzinsky, der sich schon
lange für eine bessere Rechtstellung
dieser Menschen einsetzt und der Mi-
grationskommission der Deutschen Bi-
schofskonferenz vorsitzt. Bis zu eine
Million Menschen, so die Schätzungen,
leben derzeit hier ohne amtliche Auf-
enthaltsgenehmigung. Selbst humani-
täre Hilfe für sie ist nach dem seit 1.1.05
geltenden Zuwanderungsgesetz weiter
von Strafverfolgung bedroht. Eine
Strafbefreiung für Ärzte, Lehrer, An-
wälte oder Sozialarbeiter,die Kinder an
Schulen unterrichten,ohne den Aufent-
haltstitel der Eltern zu kontrollieren,
Kranke behandeln oder diese Menschen
beraten,wenn ihnen Arbeitgeber keinen
Lohn zahlen, war in der Diskussion um
das Zuwanderungsgesetz von PDS,
FDP, Kirchen und anderen immer wie-
der gefordert worden. Schily, Koch,
Beckstein & Co. lehnen das bis heute ab.
Das Manifest ist ein neuer Versuch,Ver-
besserungen zu erreichen. Sogar das
„Handelsblatt“ unterstützt den Appell.
Die Forderungen seien kein „naives
Gutmenschentum“,sondern realistisch,
schreibt das Blatt. „Ideologisch ist die
geltende Politik, wonach illegale Zu-
wanderung dadurch zu vermeiden ist,
dass ein illegaler Migrant in Deutsch-
land auf ewig und in jeder Hinsicht ein
Rechtloser bleibt.Diese Praxis entfaltet
keinerlei Abschreckungswirkung, weil
sich die Gesetze der Ökonomie nicht
knebeln lassen: das enorme Wohl-
standsgefälle an den EU-Grenzen …
Wäre es anders, dann lebten die Hun-
derttausende oder Millionen Migranten
nicht unter uns, die unsere Wohnungen
putzen, Teller waschen und den Herren
der Schöpfung zur Triebabfuhr verhel-
fen …“ Die USA und Spanien hätten
schon mehrfach Illegalen eine Legali-
sierung des Aufenthalts erlauben. „So-
ziale Grundrechte wären nicht nur ein
Gewinn an Humanität, sie würden Ille-
gale weniger hilflos gegenüber Schleu-

sern und gesetzlosen Arbeitgebern ma-
chen.“ Eine unterstützenswerte Kam-
pagne also, und ein interessanter
Gegenstandpunkt aus der Wirtschafts-
presse zur wüsten „Visa + kriminelle
Schleuser + Huren-Kampagne“ von
Union, FDP, Springerpresse und „Spie-
gel“ in Sachen Ukraine.

Dr. Remzi Kartal wieder frei !
Azadi, 2.3. alk. Am 1. März hat das
Oberlandesgericht Bamberg den An-
trag der Türkei auf Auslieferung von Dr.
Remzi Kartal zurückgewiesen und den
bestehenden Haftbefehl aufgehoben.
Die Richter haben ihren Beschluss da-
mit begründet, dass die von den türki-
schen Behörden am 25. Februar vorge-
legten Auslieferungsunterlagen „in ei-
nem solchen Maße unzureichend und
widersprüchlich“ gewesen seien, dass
sich das Gericht außer Stande gesehen
habe,„darauf eine Haftentscheidung zu
stützen“. In einem dem OLG vorgeleg-
ten „Steckbrief“ des 14.Schwurgerichts
in Istanbul vom 9. August 2004 sei Dr.
Kartal als Tat lediglich „Angehörigkeit
in der terroristischen Organisation“
vorgeworfen worden, ohne zu benen-
nen, um welche Organisation es sich
hierbei handelt. „Tatort“ und „Tatzeit“
sowie anzuwendende Strafvorschriften
hätten völlig gefehlt. Beweismittel als
Grund zur Verhaftung seien ebenso we-
nig vorgelegt worden. Eine „solche,
weitgehend inhaltsleere Haftbefehlsur-
kunde“ hat nach Auffassung des Senats
„weder europäischem Standard noch

rechtsstaatlichen Grundsätzen“ ent-
sprochen und habe somit „keine Rechts-
wirkung entfalten“ können. Auch habe
sich die Schilderung des Sachverhaltes
„in wesentlichen Teilen“ lediglich mit
der Beschreibung des „politischen Wer-
degangs des Verfolgten“ begnügt. Im
Kernpunkt ist dem kurdischen Politiker
also nur der Vorwurf gemacht worden,
stellvertretender Vorsitzender des Kon-
gra-Gel zu sein. Die Behauptung des
türkischen Justizministeriums, die Or-
ganisation bezwecke die Loslösung ei-
nes Teils der Türkei, erfülle laut Ober-
landesgericht Bamberg nach deutschem
Recht nicht den Tatbestand der Bildung
einer terroristischen Vereinigung (§
129a StGB). Auch die Tatsache, dass
PKK/Kadek/Kongra-Gel am 2. Mai
2002 in die EU-Liste terroristischer Or-
ganisationen aufgenommen worden sei,
entbinde nach Meinung des Gerichts
nicht von der Verpflichtung, konkrete
Tatsachen vorzutragen, aus denen sich
„die Begehung oder zumindest Andro-
hung schwerster Straftaten“ ergäben.
Eine Verlängerung der Auslieferungs-
haft lehnte das Gericht ebenfalls ab. Dr.
Remzi Kartal war am 22. Januar 2005
auf dem Weg zu einer Kulturveranstal-
tung von einem Sondereinsatzkomman-
do in der Nähe von Würzburg im Zug
festgenommen und am nächsten Tag
verhaftet worden. Grundlage war ein
Internationaler Haftbefehl,mit dem das
türkische Justizministerium über Inter-
pol um vorläufige Festnahme von Herrn
Kartal ersucht hatte.

Zusammenstellung: alk

Dein Gott ist kein Gott … 
FAZ, 5.3. maf. Im Rahmen von Hintergrundgesprächen
mit Repräsentanten des Islams in der BRD interviewte
die FAZ (9.2.) Mehmet Yildiri und Bekir Alboga von der
Türkisch-Islamischen Union der Anstalt für Religion
(Ditib). Beide äußerten sich irritiert und verwundert
über eine Bemerkung Bischof Hubers von der Evange-
lischen Kirche Deutschlands (EKD), der gesagt habe,
dass der christliche und der muslimische Gott vielleicht
nicht ganz derselbe sei. Sie hätten so etwas noch nie ge-
sagt. Sie wollten die Unterschiede nicht verschweigen,
keine Mischreligion, keinen Synkretismus, aber den
Fundamentalismus, der es so schwer mache, friedlich
in den Gesellschaften zu leben, überwinden. Deswegen
könne man nicht oft genug betonen, dass Juden, Chris-
ten und Muslime an den Einen Gott glauben.Am 5.3. annoncieren die „Vereinigung
der Initiativkreise kath. Laien und Priester im deutschen Sprachraum e.V.“ und
„Pro Sancta Ecclesia, Initiative katholischer Laien und Priester e.V.“ in derselben
Zeitung.Schlagzeile: „Appell an die deutschen Bischöfe: Bewahren Sie unsere Kin-
der vor multi- und interreligiösen Feiern!“ Zur Wahrung von Friede und Toleranz
bedürfe es keiner gottesdienstlichen Feiern mit Angehörigen anderer Religionen
und der „Anrufung anderer Götter“; die Gefahr der Verletzung des ersten Gebotes
sei gegeben. Die Aussage der(katholischen) Deutsche Bischofskonferenz, „Chris-
tentum und Islam stellen zwei verschiedene Zugänge zu demselben Gott dar“ müs-
se zurückgenommen werden. – Gesellschaftlich interessant an diesem Streit um
Gott ist die Freiheit zum Bekenntnis, politisch praktisch das Recht, Anforderun-
gen aus der Gesellschaft durch Verweis auf das eigene Gewissen abzulehnen. In der
archaischen Unantastbarkeit des „einen Gottes“ ist die Vorstellung unantastbarer
Gewissenfreiheit angelegt. In der Aussage: Dein Gott ist in meinem Sinn kein Gott
lauert die Drohung: Du bis kein Mensch wie ich.
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Flensburg/Kiel/Elmshorn. Angefangen
von einem CDU-Spitzenkandidaten,
der am Wahlabend, ohne das Endergeb-
nis abzuwarten, ins Auto steigt, bis zu
Morddrohungen gegen die Vertreterin
des südschleswigschen Wählerverban-
des (SSW), Anke Spoorendonk, war der
Wahlkampf aufgrund des knappen Er-
gebnisses für beide Lager mindestens
eine Woche danach noch nicht beendet.
Im Folgendem Anmerkungen zu einigen
Ergebnissen und den Vorgängen um den
SSW.

Carstensen verliert im direkten Vergleich

mit der SPD

Hätte der CDU-Spitzenkandidat die
Ergebnisse, die seine Direktkandidatur
betreffen, am Wahlabend wahrgenom-
men, wäre für ihn Vorsicht geboten ge-
wesen. Im direkten Vergleich mit der
SPD, im gesamten Wahlkreis 25, unter-
lag er der SPD-Landtagsabgeordneten
Tenor-Alschausky zwar knapp mit 418
Stimmen, in der Stadt Elmshorn selber
aber deutlich mit 1000 Stimmen Unter-
schied (Erststimmen: SPD: 45,29%;
CDU: 40,68%). Auch bei den Zweit-
stimmen ist der Abstand deutlich (SPD:
42,74%; CDU: 35,65%). Elmshorn sei
auch deshalb erwähnt, weil mit der Di-
rektkandidatur von Carstensen und der
allgemeinen Feststellung, dass die Wah-
len im Hamburger Umland entschieden
würden, eine ganze Reihe bundes- und
landespolitischer Prominenz die Krü-
ckaustadt besuchte. Die CDU hatte ge-
dacht, sie könnte nach ihrer Mehrheit
bei den Kommunalwahlen 2003 die so-
zialdemokratische Bastion in Elmshorn
noch mal so richtig schleifen. Das ist
gründlich schief gegangen.

Medienpräsenz des Unternehmens-

verbandschef schlägt um ins Gegenteil

Carstensen hatte zudem heftige Unter-
stützung durch die Elmshorner Nach-
richten (Axel-Springer-Mehrheit). Von
hier wurde immer wieder versucht,über
wirtschafts- und ordnungspolitische
Themen dem CDU-Kandidaten Vorla-
gen zu liefern. Carstensen nahm fast
keine davon auf. Dagegen in zentraler
Rolle der Geschäftsführer der Elmshor-
ner Kölln-Flocken-Werke, Hans-Hein-
rich Driftmann, in seiner Funktion als
Präsident der Unternehmensverbände
Hamburg-Schleswig-Holstein sowie
der Industrie- und Handelskammer
Kiel. Nachdem Driftmann zuletzt noch
einmal mit der Nordstaat-Debatte
Front gegen Rot-Grün machte, kippte
die Wirkung seiner ständigen Medien-

präsenz. Der Flockenchef, von den
Elmshorner Nachrichten „als heim-
licher Herrscher“ Schleswig-Holsteins
auf den Schild gehoben, hat dabei auch
persönlich verloren. Er verstieg sich im
Nachkanten und im Hinblick auf eine
vom SSW tolerierte rot-grüne Landes-
regierung dann auf den Satz, „… wenn
es diese Drei-Mädels-Konstruktion
gäbe, würde die Wirtschaft das auch
hinnehmen“. Dieser diffamierende
Spruch legt offen, aufgrund welcher ge-
sellschaftlichen Frage ein konservativer
Wirtschaftsvertreter und Carstensen
verloren haben: bei der Familien- und
Gleichstellungspolitik. Der Frauen-
empfang am 30.Januar in Elmshorn mit
350 Teilnehmerinnen kann als eine De-
monstration gegen die angekündigte
Abschaffung der Gleichstellungsbeauf-
tragten durch die CDU verstanden wer-
den. In einem Kommentar in den Elms-
horner Nachrichten wurde Rot-Grün
wegen ihrer Politik für mehr öffentliche
Kinderversorgung attackiert. Es gab
heftige Gegenreaktionen. Landesweit
wählten 42% der Frauen und 36% der
Männer die SPD. Die CDU wird dage-
gen von 38% der Frauen und 41% der
Männer gewählt. (Infratest dimap)  

Dennoch: SPD kann wegen Sozialpolitik

nicht mobilisieren

Die deutlichen Ergebnisse für die SPD
in Elmshorn relativieren bzw.verkehren
sich auf Landesebene. Obwohl es dies-
mal gegenüber den Landtagswahlen vor
fünf Jahren fast 50.000 Erstwähler mehr
gab, lag die Wahlbeteiligung um 30.000
abgegebene Zweitstimmen niedriger.
Das heißt, die Zahl der Nichtwähler
liegt um 80.000 höher als vor fünf Jah-
ren (33,4% gegenüber 30,5%). Von den
40 Wahlkreisen in Schleswig-Holstein
liegen 10 über der durchschnittlichen
Wahlbeteiligung. Hier fällt auf, dass in
sieben dieser Wahlkreise die SPD ge-
genüber der CDU mit bis zu zehn Pro-
zent Unterschied verliert. Im Gegensatz
zu den Elmshorner Ergebnissen bestä-
tigt sich, dass die SPD wegen ihrer So-
zialpolitik hauptsächlich durch den
Bund, es waren auch die ersten Wahlen
nach der Einführung der Hartz IV-Ge-
setze, vermeintlich traditionelle Wähler
nicht mobilisieren kann. Was hier mal
zum SPD-Traditionsmilieu gehörte, ist
vielleicht durch eine andere Sozialpoli-
tik zu mobilisieren. Es gibt hier aber
auch Tendenzen in dieser ehemaligen
Stammwählerschaft, folgt man den
Wahluntersuchungen, hin zum rechten
Lager.

Der SSW war schon einmal in dieser

Situation

Die heftigen Attacken auf den SSW ha-
ben mehrere Gründe: Carstensen, der
sich zu früh zum Landesoberhaupt er-
klärte und sich am 17. März zum Minis-
terpräsidenten wählen lassen will. Eine
Angela Merkel, die ihre Kanzlerkandi-
datur, getrieben von Stoiber, von einem
Ministerpräsidenten Carstensen ab-
hängig macht. CDU und FDP in SH, die
im Wahlkampf gegen Rot-Grün, insbe-
sondere gegen die Gemeinschaftsschu-
le und damit auch gegen den SSW der-
maßen Front machten, dass sie die gro-
ße Koalition bzw.eine Tolerierung durch
den SSW eigentlich selbst ausgeschlos-
sen haben. Wenn man jetzt die Landes-
regierung stellen will, geht es nur dar-
über,den SSW mundtot zu machen.Und
man weiß, dass die dänische Minderheit
gerade wegen ihrer Glaubwürdigkeit,
was Programm und praktische Politik
bedeutet, bekannt ist. Karl Otto Meyer,
über 25 Jahre lang als Vertreter der dä-
nischen Minderheit, nimmt dazu in den
Kieler Nachrichten Stellung: „Es war
immer schwierig für uns, wenn die bei-
den großen Lager etwa gleich stark wa-
ren.“ Und in Erinnerung an die Situa-
tion nach der Landtagswahl von 1987:
„Damals brauchte die CDU eine SSW-
Stimme, um weiter zu regieren. Und sie
war dazu bereit. Mir wurde gesagt, ich
könnte dafür alles durchkriegen.“ Mey-
er lehnte jedoch ab und gab damit den
Ausschlag für Neuwahlen, die zum Re-
gierungswechsel führten. Und er wird
gegenüber der Kampagne der Minder-
heitenpartei deutlich: „Ich dachte wirk-
lich,diese Zeiten sind vorbei.Aber wenn
jetzt die alten Ressentiments wieder
aufleben sollten, dann ist alles, was in
den letzten 50 Jahren zur Minderhei-
tenpolitik und zum gegenseitigen Res-
pekt gesagt wurde, nichts mehr wert.
Dann brauchen wir auch den Jahrestag
der Bonn-Kopenhagener Erklärungen
nicht zu feiern.“ Dass die CDU in
Schleswig-Holstein aus ihrer versuch-
ten Delegitimierung der SSW-Mandate
einen bilateralen Konflikt heraufbe-
schwören will, kann nicht ernsthaft ge-
glaubt werden. Auch 1987 hatte es
Druck durch die damalige reaktionäre
Riege um F.J. Strauß bundesweit gege-
ben: „Man darf ein Bundesland doch
nicht von einem Dänen regieren lassen.“
(17.9.87) Heiner Geißler erklärte Meyer
daraufhin zu einem Bürger zweiter
Klasse, der die Interessen der SSW-
Minderheit zu vertreten, aber gefälligst
nicht das Schicksal Schleswig-Hol-

Schleswig-Holstein 

Hart umkämpfte Regierungsbildung
SSW: Sind nur unserem Programm verpflichtet
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steins zu entscheiden habe. Dass man
heute von Seiten Koch und Merkel auch
in Kenntnis der Morddrohungen gegen
Anke Spoorendonk munter den Druck
auf den SSW forciert,ist schon eine neue
Qualität. Da kann die politische Linke
nicht daneben stehen.

Zur Geschichte der Bonn-Kopenhagener

Erklärungen

Gerade weil sich dieses Jahr diese Re-
gelung zum 50.Mal jährt,bietet sie Stoff
für die gegenwärtige Auseinanderset-
zung. Diese Regelung steht am Ende ei-
ner hartnäckigen Auseinandersetzung
im schleswig-holsteinischen Nach-
kriegsdeutschland, bei der sich die dä-
nische Minderheit der gezielten Ansied-
lung der deutschen Vertriebenen im

Landesteil Schleswig und entsprechen-
den Ressentiments ausgesetzt sah. Die
dänische Regierung warnte 1946, dass
„die große Zunahme des deutschen Teils
der Grenzbevölkerung im Laufe der
Jahre eine günstige Grundlage für die
deutsche expansionistische Propagan-
da und Politik abgeben wird. Däne-
marks zukünftige Sicherheit wird we-
sentlich von einem Nachlassen des
Flüchtlingsdrucks in den Grenzgebie-
ten abhängen.“ Noch 1951 versuchte die
CDU-geführte Landesregierung, mit
der Erhöhung der Fünf-Prozent-Klau-
sel die dänische Minderheit zu be-
kämpfen. Sie erhöhte auf 7,5%. Der
SSW blieb bei den Landtagswahlen
1954 darunter und verlor alle seine vier
Sitze. Er konnte also mit seinen 42.000
Stimmen keinen Sitz im Landtag errin-
gen, während die deutsche Minderheit
aufgrund des günstigeren Wahlgesetzes
in Dänemark durch sein Verhältnis-
wahlrecht in Groß- und Amtskreisen
mit ihren 7.900 Stimmen einen Sitz im
Folketing erhielt. Die dänische Regie-
rung machte dann wiederum noch im

gleichen Jahr die Zustimmung über die
Aufnahme der BRD in die NATO von der
zukünftigen Behandlung der dänischen
Minderheit abhängig. Als Ergebnis ste-
hen die Bonn-Kopenhagener Erklärun-
gen. In Zusammenhang mit diesen bei-
den Erklärungen wurde die 5%-Klau-
sel für den SSW abgeschafft und auf der
Gegenseite den  deutschen Schulen in
Sonderjyland (Nordschleswig) das Exa-
mensrecht zuerkannt. Die deutsche
Minderheit unterliegt zwar der 2%-
Wahlrechtsklausel, schafft schon seit
Jahrzehnten nicht mehr den Einzug,hat
aber eine ständige Vertretung im Ko-
penhagener Parlament. Das Examens-
recht gibt es für die dänischen Schulen
allerdings nicht. Hier von einem Min-
derheitenprivileg für den SSW zu spre-

chen, ist diffamierend
und aus der Geschich-
te heraus schlichtweg
falsch. Selbst der Ver-
treter des Bundes der
Nordschleswiger, Mat-
lok, sprach am 1.3.05
im Deutschlandfunk
im Hinblick auf die
Vorgänge im deutsch-
dänischen Grenzland
nach 1945 von einem
„Ausgleich für die dä-
nische Minderheit“.
Die Minderheitener-
klärungen haben in
diesem Kontext in
Schleswig-Holstein
auch einen antifa-
schistischen Begrün-
dungszusammen-
hang!

Im Übrigen wird in
den Erklärungen auf
die europäische Kon-
vention hinsichtlich

der Nichtdiskriminierung von Minder-
heiten verwiesen. Ebenso erhält die Er-
klärung von deutscher Seite einen Pas-
sus, der ausdrücklich auf die Gleich-
stellung der Angehörigen der Minder-
heit mit allen Staatsbürgern durch die
im Grundgesetz garantierten Rechte
hinweist.

Landesweite Wählbarkeit verfassungs-

rechtlich unbedenklich

Karl Otto Meyer 1982 in Berlin zu den
Minderheitenregelungen: „Volk und
Gesellschaft sind nicht notwendig iden-
tisch.Wir bekennen uns zum dänischen
Volk, aber auch zur bestehenden Ge-
sellschaft südlich der Grenze.“ Deshalb
sei es nur natürlich, wenn der SSW zu
allen aktuellen politischen Fragen Stel-
lung nehme. Das gelte für die Kern-
energie, für den Extremisten-Beschluss
wie für die Stimmabgabe bei der Mi-
nisterpräsidentenwahl auch bei einer
möglichen Patt-Situation im Kieler
Landtag. Meyer spricht hier auch auf
die Bestimmung an, die von deutscher
Seite als Definition der Bekenntnis-

minderheit letztlich  durchgesetzt wur-
de.Immer mit dem Hintergedanken,mit
diesen Regelungen auch ein Modell für
die deutschen Minderheiten in den ehe-
maligen Ostgebieten bereitzuhalten.
Nun hat sich das „Bekenntnis“ zu den
Minderheiten im deutsch-dänischen
Grenzgebiet so verschoben, dass die
deutsche Minderheit keine Rolle mehr
spielt und der SSW sich aufgrund sei-
ner guten kommunalen Verankerung
(bis 15% in Flensburg und Umgebung
und 135 Kommunalmandate im Lan-
desteil Schleswig) als ganz normale po-
litische Kraft entwickelt hat. In der ver-
gangenen Legislaturperiode stimmte
der SSW in 87% der Fälle mit der rot-
grünen Landtagsmehrheit.

Seit den Landtagswahlen 2000 kann
der SSW auch im ganzen Land gewählt
werden,kandidiert aber mit Direktkan-
didaten nur im Landesteil Schleswig.
Diese Änderung wurde noch vor kurzem
vom OVG Schleswig in Frage gestellt.
Das Bundesverfassungsgericht stellte
dazu in der Woche vor der Wahl aller-
dings klar,dass der Landtag auf die Ver-
tretung des gesamten Schleswig-Hol-
stein ausgerichtet sei.Dies gelte auch im
Hinblick auf die – möglicherweise
räumlich beschränkten – Interessen ei-
ner nationalen Minderheit. Die Befrei-
ung des SSW von der 5%-Klausel sei da-
her verfassungsrechtlich unbedenklich.

Der SSW ist nur seinem Programm 

verpflichtet 

Der SSW hat nun am 25. Februar be-
schlossen,mit SPD und Grünen die kon-
kreten Bedingungen für eine SSW-tole-
rierte rot-grüne Landesregierung aus-
zuhandeln. Mit der CDU werde man
aber weiter im Gespräch bleiben. Anke
Sporendonk: „Die Mehrheit der Dele-
gierten war der Ansicht, dass der SSW
mit der Tolerierung einer SPD/Grünen-
Landesregierung am ehesten den Auf-
trag umsetzen kann, den unsere Wähle-
rinnen und Wähler uns erteilt haben. Es
hat im Hauptausschuss auch Stimmen
gegeben, die konkrete Verhandlungen
mit der CDU oder die Zurückhaltung
des SSW bei der Regierungsbildung ge-
fordert haben. Dabei wurde auch auf
den großen Druck Bezug genommen,der
in den letzten Tagen aus ganz Deutsch-
land auf uns ausgeübt wurde. Die deut-
liche Mehrheit des Hauptausschusses
war allerdings der Ansicht, dass die
CDU nicht genug Bereitschaft gezeigt
hat, den SSW als gleichwertigen Part-
ner zu akzeptieren und auf unsere poli-
tischen Forderungen einzugehen.“

Und an die SPD und Grünen gerich-
tet: „Fühlen Sie sich nicht zu sicher. In
den letzten Tagen wurde der Eindruck
vermittelt, der SSW sei schon in der Ta-
sche. Wir werden aber mit klaren For-
derungen in die Verhandlungen gehen.
Wer diese Bedingungen nicht erfüllt,
kann weiterhin nicht mit dem SSW
rechnen.“ Für den SSW sei klar, dass

Die Bonn-Kopenhagener Erklärungen am 23.9.1955 mit Bundes-
kanzler Konrad Adenauer und dem dänischen Staatsminster H.C.
Hansen (am Mikrophon).  Den Vorschlag der deutschen Seite, ei-
nen Minderheitenvertrag abzuschließen, lehnte Dänemark ab.
Minderheitenprobleme waren aus Sicht Dänemarks als innere An-
gelegenheiten anzusehen, die alleine durch die innere Gesetzge-
bung eines jeden Landes zu lösen seien. 
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„Rot-Grün nicht so weitermachen kann
wie bisher“. Der SSW habe vorher klar
gesagt, dass er das soziale Gewissen der
Landespolitik sein wolle. „Dieses Ver-
sprechen an unsere Wählerinnen und
Wähler werden wir einhalten.“ Der
SSW will aber auch immer mit allen
Parteien gesprächsbereit bleiben, um
damit das skandinavische Modell der
Tolerierung der Minderheitsregierung
als Option offen zu halten. Das heißt
eben, eine Minderheitsregierung muss
sich zu jeder Frage immer wieder neue
Mehrheiten suchen.

Mit welchen genauen Forderungen
der SSW hier in die Verhandlungen geht,
ist bis jetzt nicht bekannt. Eine rigide
Sparpolitik lehnt der SSW ab. Er setzt
auf öffentliche Investitionen und er-
reichte in der Vergangenheit immer wie-
der, dass Zuschüsse für Minderheiten
nicht gekürzt werden. Zu den Hartz-IV-
Gesetzen fordert der SSW eine tarifli-
che Bezahlung anstatt Ein-Euro-Jobs.
Im Bereich der  Verwaltungsstrukturen
möchte er den Zusammenschluss klei-
nerer Gemeinden zu Kommunen von
mindestens 8000 Einwohnern. In der
Verkehrspolitik sollte die A20 zügig
weitergebaut werden, um die Westküs-
te anzuschließen. Auch der Ausbau der
A7 gehört zu seinen Forderungen. Der
SSW setzt auf die Stärkung erneuerba-
rer Energien und spricht sich dafür aus,
Großwindanlagen auf dem offenen
Meer zu bauen.

Die größten Schnittmengen gibt es si-
cher zwischen den drei Parteien in der
Bildungspolitik. Hier wird der SSW
auch mit seinen Stimmenergebnissen
argumentieren. Da er insgesamt leichte
Verluste nach dem historisch höchsten
Ergebnis zur Landtagswahl 2000 zu
verzeichnen hatte, sticht seine Zunah-
me gegen diesen Trend im Wahlkreis
Eckernförde hervor. Hier gibt es schon

seit längerem die von der dänischen
Minderheit geforderte Gemeinschafts-
schule. Die Partei fordert aber auch die
finanzielle Gleichstellung der däni-
schen Schulen sowie bessere Standards
für Kindertagesstätten. Der SSW wur-
de in den Kieler Nachrichten als ein
Bündnis von einem Spektrum, das „von
Sozialisten bis Bürgerlichen reicht, zu-
sammengehalten durch das Minderhei-
tenmilieu“, verortet. Womöglich ein
Hinweis darauf, was ihn interessanter
Weise so aber auch resistent gegenüber
den „verborgenen Mechanismen der
Macht“ macht.

Dennoch ist das wohl die halbe Wahr-
heit.Und man liegt falsch,hier eine eth-
nisch homogene Teilgesellschaft kon-
struieren zu wollen. Aufgelöst allein
schon durch den Tatbestand der „Be-
kenntnisminderheit“ und der Wählbar-
keit im gesamten Scheswig-Holstein.

Aufgaben für linke und antifaschistische

Politik

Dass die PDS bei diesem Lagerwahl-
kampf unter die Räder kommen würde,
war zum Ende hin zu vermuten. Sicher
hat die PDS ihren Anteil am antifa-

schistischen Widerstand. Was dagegen
das Wahlverhalten betrifft, kann auf-
grund der Ergebnisse bei den Jungwäh-
lern angenommen werden, dass insbe-
sondere die Grünen aufgrund ihrer noch
in den letzten Tagen herausgeworfenen
antifaschistischen Plakate Teile der
Erstwähler auf sich gezogen haben.
Interessanter wäre doch jetzt, an den
SSW heranzutreten und zu überlegen,
wie das Sofortprogramm gegen Neofa-
schismus, mit dem die PDS geworben
hat, Gegenstand der jetzigen Verhand-
lungen zur Regierungsbildung werden
kann. Alles in allem Forderungen, die
der SSW locker unterstützten könnte.
Die Faschisten haben gerade dort,wo sie
persönlich bekannt sind, in Uetersen,
hier wohnt der NPD-Spitzenkandidat
Stawitz, und in Neumünster (Club 88)
Zweitstimmen über drei Prozent erhal-
ten.Auch wenn die Ergebnisse aufgrund
des rechten Zusammenschlusses höher
vermutet wurden als die jetzigen 1,9%,
gibt es keinen Grund zur Entwarnung.

Auch in Fragen der Bildungspolitik,
das hat eine Veranstaltung der PDS in
Elmshorn zusammen mit dem SSW ge-
zeigt, gibt es Möglichkeiten der konkre-
ten Unterstützung.

In der Auseinandersetzung um die
Hartz-IV-Gesetze wäre interessant, ob
die Forderung nach tariflicher Entloh-
nung durchsetzbar ist.

Und schließlich spricht für einen er-
neuten Versuch, die 5%-Klausel per
Rechtsstreit zu den Kommunalwahlen
zu kippen und damit mittelfristig zu ei-
ner praktischen Politik vor Ort zu kom-
men, aufgrund des besseren Abschnei-
dens der Direktkandidaten der PDS
doch einiges. Auch hier wäre eine Ver-
ständigung mit dem SSW hilfreich und
kein Konkurrenzverhalten. rua

Elmshorner Nachrichten v. Oktober 2004 bis Fe-
bruar 2005, Kieler Nachrichten v. 21. bis 25.2.05;
Norddeutsche Rundschau v. 22. bis 25.02.05 Poli-
tische Berichte 20/87; Quellen zur Geschichte
Schleswig-Holsteins, Verlag Schmidt und Klau-
nig 1985; Pressemitteilung des SSW vom 25.2.05;
Presseerklärung des PDS-Landesvorstandes;
Deutschlandfunk v. 1.3.05, Interview mit Sigfried
Matlok „Bund der Nordschleswiger“,Troels Fink:
„Deutschland als Problem Dänemarks“, Christi-
an Wolff Verlag, 1968

Dänische Kindergärten und Schulen im Landesteil Schleswig in einer Übersicht von 1983.
Sie orientieren sich am skandinavischen Bildungssystem und sind seit der PISA-Studie ins
öffentliche Interesse gerückt. Siehe auch den folgenden Artikel

Viele Schülerinnen und Schüler beteiligten sich am 29. Januar an der antifaschistischen De-
monstration in Kiel.
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Plus- und Minuspunkte des 

„skandinavischen Modells“

Vorbild Skandinavien?
Das „skandinavische Vorbild“ – oder
auch „Modell Schweden“ (oder Däne-
mark oder Finnland oder Norwegen) –
taucht immer wieder in der politischen
Debatte auf – sei es bei den Gründen für
das Wahlergebnis in Schleswig-Hol-
stein, sei es bei Diskussionen über das
General-Motors-Werk (früher Saab) im
schwedischen Trollhättan und die Poli-
tik des GM-Managements, die Beschäf-
tigten der Opel-Werke in Deutschland
gegen die im schwedischen Werk auszu-
spielen.

Auch die Massenarbeitslosigkeit in
Deutschland verleitet zu neidvollen Bli-
cken nach Norden. Arbeitslosen in Ber-
lin und Mecklenburg-Vorpommern zum
Beispiel wird von den Arbeitsverwal-
tungen offen zur Arbeitsaufnahme in
Schweden oder Norwegen geraten – und
nicht wenige,vor allem junge Menschen
folgen diesem Rat.

Pluspunkte: Bildung, Wachstum, niedrige

Arbeitslosigkeit und hoher Schutz

Was sind die Pluspunkte der skandina-
vischen Länder, die zu solchen Blicken
und Taten Anlass geben? Einige sind be-
kannt. Das Bildungswesen etwa gilt eu-
ropaweit als Vorbild. Bei PISA-Verglei-
chen schneiden die skandinavischen
Länder regelmäßig besser ab als
Deutschland – angeführt von Finnland,
dessen Politiker auf Nachfrage freimü-
tig erzählen, sie hätten im Prinzip das
Schulsystem der DDR übernommen,
also einheitliche Schulen, Ganztags-
unterricht, viel Lehrkräfte pro Schüler,
gute Ausstattung plus Leistungsdruck.
Das „öffentliche Gut“ Bildung ist in
Skandinavien deutlich besser als hier-
zulande.

Andere Pluspunkte fallen bei den ma-
kroökonomischen Daten ins Auge.
Finnland, Schweden und Dänemark –
von Norwegen ist im Folgenden kaum
die Rede, da dort die Erträge aus Ölför-
derung eine erhebliche Rolle spielen –
verzeichnen seit vielen Jahren ein hö-
heres Wirtschaftswachstum. Finnland
erzielte 1990 bis 2002 einen durch-
schnittlichen realen Anstieg des Brut-
toinlandprodukts (BIP) um 2,9% jähr-
lich, Dänemark von 2,5%, Schweden
von 2,3%. Zum Vergleich: Das BIP der
BRD wuchs in dieser Zeit nur um durch-
schnittlich 1,6% pro Jahr. Erklärt wird
das höhere Wachstum der skandinavi-
schen Länder auch von konservativen
Ökonomen durch das hohe Innova-
tionstempo im Industrie- und Dienst-
leistungsbereich.Die schnelle Entwick-
lung neuer und ertragreicher Produkte
und Dienstleistungen sichert ein hohes
Wachstum und hohe Einkommen. „In
der Informationstechnologie gilt
Deutschland international als abge-

schlagen, 6,7% des BIP entfallen auf
Umsätze mit Informations- und Tele-
kommunikationstechnik. Zum Ver-
gleich: In Schweden sind es 9,3% und in
den USA 8,5%“, schrieb der Berliner
„Tagesspiegel“ am 18.1.2004. Der No-
kia-Konzern in Finnland ist ein weite-
res Beispiel für den Erfolg einer solchen
auf Innovation statt auf Billiglohn zie-
lenden Strategie.

Finnland, Schweden und Dänemark
waren 2003 auch die drei Staaten mit
den höchsten Überschüssen der öffent-
lichen Haushalte in der EU. Während
Eichel fürchtet, bei der Neuverschul-
dung die EU-Defizitgrenze dieses Jahr
zum vierten Mal zu reißen,bauen die Fi-
nanzminister in Skandinavien seit meh-
reren Jahren Schulden ab.

Aus dem gleichen Grund liegt auch die
Arbeitslosigkeit in Skandinavien ent-
weder schon lange unter der deutschen,
oder sie fällt, wie in Finnland. In Finn-
land lag die Arbeitslosenrate (nach ILO-
Kriterien,zur Erläuterung siehe die Ho-
mepage des Statistischen Bundesamtes,
www.destatis.de) im Jahr 2002 bei 9,1%,
2003 fiel sie auf 9,0 Prozent. Die eben-
so nach ILO-Kriterien gemessene deut-
sche Arbeitslosenrate stieg von 8,6%
(2002) auf aktuell 9,4%. In Dänemark
lag die Arbeitslosenrate 2002 dagegen
nur bei 4,6%, in Schweden bei 4,9%.

Noch krasser fällt der Unterschied bei
Langzeitarbeitslosen auf, also bei Per-
sonen, die länger als 12 Monate arbeits-
los sind. Deren Rate lag in Deutschland
2002 bei 4%, in Dänemark bei 0,9%, in
Finnland bei 2,3% und in Schweden bei
1,0% (alle Daten nach „Die soziale Lage
in der Europäischen Union 2004“, hrsg.
von der Europäischen Kommission).

Da außerdem die Erwerbsquote, d.h.
der Anteil aller Personen zwischen 15
und 64 Jahren, die einer Beschäftigung
nachgehen, in den skandinavischen
Ländern deutlich höher liegt als hier-
zulande (siehe PB 3/05), ist das Resul-
tat: Ausmaß und sozialer Druck der Ar-
beitslosigkeit sind in den skandinavi-
schen Ländern deutlich niedriger als
hier.

Bei Arbeitslosigkeit: Qualifizierung und

hoher Schutz

Hinzu kommt: Das Arbeitslosengeld ist
in Dänemark und Schweden deutlich
höher. In Dänemark erhalten Arbeitslo-
se bis zu 90% ihres alten Einkommens
als Arbeitslosengeld,in Schweden bis zu
80%. In Schweden beträgt das Arbeits-
losengeld mindestens 30 Euro pro Tag.
In Dänemark besteht Anspruch auf
zwei, maximal vier Jahre Arbeitslosen-
geld.

In Schweden, mehr noch aber in Dä-
nemark löst Arbeitslosigkeit vor allem
Ausbildungsmaßnahmen aus. Der oder
die Arbeitslose darf nicht nur, sondern
muss, wenn nach Verlust des alten Jobs
kein neuer da ist, in eine Bildungsmaß-
nahme. In der Bundesrepublik sind sol-

che Maßnahmen in den letzten Jahren
drastisch zurück gefahren worden,
CDU/CSU und FDP wollen sie ganz ab-
schaffen.

Allerdings ist das hohe Schutzniveau
in Dänemark und Schweden auch ver-
bunden mit hohen Anforderungen. Ar-
beitslose müssen mobil sein, und wer
neue Jobs verweigert, kriegt sofort eine
Sperrzeit.

Wer unter „google“ die Worte „Sozi-
alreformen im Norden“ eingibt, stößt
auf eine Homepage der Landesregie-
rung von Rheinland-Pfalz und erfährt
dort, dass von Arbeitslosen in Däne-
mark „hohe Flexibilität und Mobilität
verlangt (wird); ein Arbeitsplatz ist zum
Beispiel auch dann zumutbar, wenn
man täglich vier Stunden pendeln
muss.“

Hinzu kommt: In Dänemark ist die
Arbeitslosenversicherung zwar steuer-
finanziert, aber freiwillig.Wer sich also
nicht in einer Arbeitslosenkasse versi-
chert hat, erhält nichts. 76% der däni-
schen Beschäftigten sind arbeitslosen-
versichert. Nach einem Jahr Mitglied-
schaft in der Arbeitslosenkasse und
wenn sie in den drei Jahren vor Ar-
beitslosigkeit 52 Wochen gearbeitet ha-
ben, erhalten Arbeitslose zunächst 24
Monate lang Arbeitslosengeld. „In
Schweden sind die Regelungen ähn-
lich“,heißt es auf der Homepage weiter:
„Nach 100 Tagen ohne Arbeit ist jedem
Bewerber jede Arbeit an jedem Ort in
Schweden zumutbar.“

Unter „Arbeitslosengeld II – Hartz
IV“ berichtete die Bundesregierung am
3.9.04 auf ihrer Homepage vom „Um-
bau des Sozialstaats in Schweden“:
„Wer keine Arbeit findet, dem wird eine
Ausbildung und anschließend ein Prak-
tikum (learning on the job) angeboten,
das bis zu sechs Monaten dauern kann.
Nur wenn beides nicht in Frage kommt,
wird finanzielle Unterstützung gewährt
… Der Grundbetrag des Arbeitslosen-
geldes sind ca.30 Euro pro Tag.Darüber
hinaus wird eine einkommensabhängi-
ge Unterstützung gezahlt, höchstens
aber 80 Prozent des letzten Gehalts.Der
Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht
max. 52 Wochen.“

30 Euro am Tag, 80% des letzten Ge-
halts – das ist ein Niveau sozialer Si-
cherung, das weit über deutschen Leis-
tungen bei Arbeitslosigkeit liegt, von
ALG-II ganz zu schweigen.

Minuspunkte: wenig Kündigungsschutz,

teure Krankheit, kein Arbeitgeberbeitrag

Vertreter von CDU/CSU weisen gern
darauf hin,dass Dänemark keinen Kün-
digungsschutz kennt. Sie verschweigen
dabei regelmäßig, dass ein sozialer Ab-
sturz, wie ihn das hiesige Arbeitslosen-
recht herbeiführt, in Dänemark unbe-
kannt ist, so dass Kündigungen dort viel
an Schrecken verlieren.

Gravierend anders ist in Skandina-
vien die Finanzierung der sozialen Si-



8 AKTUELL AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT • PB 5/2005

cherung. Eine paritätische Finanzie-
rung der sozialen Sicherung – von deut-
schen Gewerkschaften bis heute als an-
geblich unverzichtbar dargestellt – ist in
Skandinavien unbekannt.Wie in Däne-
mark die Arbeitslosenversicherung, so
wird in Schweden die Krankenversi-
cherung komplett aus Steuermitteln be-
zahlt.Die Unternehmen sparen so enor-
me Kosten.

Hier weitere Kostproben von der
Bundesministerin für Gesundheit und
Soziale Sicherung. Zur Krankenversi-
cherung findet sich auf der Homepage
des Ministeriums der Hinweis, deren
Kosten seien in der EU in den letzten
Jahren fast überall gestiegen. „Nur in
Schweden und den Niederlanden gin-
gen die Zahlen drastisch zurück, was
allerdings mit erheblichen Abstrichen
für die Patientinnen und Patienten ver-
bunden ist … So müssen Norweger 15
Euro pro Besuch zahlen … Eine Visite
beim Facharzt kostet in Norwegen 29
Euro,in Schweden 27 Euro … Mit einem
Eigenanteil bis zu 180 Euro müssen die
Schweden für ihre Arzneimittel selbst
aufkommen … in Dänemark zahlt der
Patient zwischen 25 und 50 Prozent
selbst.“ 

Allgemein hat das schwedische und
auch das norwegische System viel Ähn-
lichkeit mit dem britischen,aus Labour-
Zeiten verstaatlichten Gesundheitswe-
sen und seinen leidvollen Zügen – mä-
ßige Behandlung, schlechte Ausstat-
tung, wenig motivierte und nicht be-
sonders gut bezahlte Beschäftigte und
elende Wartezeiten. Vor Erkrankung in
Schweden sei also gewarnt.

Hohe Erwerbsquote durch prekäre Jobs?

Doch zurück zum Arbeitsmarkt. Sind
die hohe Erwerbsquoten in skandinavi-
schen Ländern und die niedrige Ar-
beitslosigkeit erkauft durch prekäre Ar-
beit wie hierzulande? Die „Europäische
Arbeitskräfteerhebung“ 2003, veröf-
fentlicht im September 2004 in Heft 14
der Reihe „Statistik kurz gefasst“ des
Statistischen Amts der EU, weist als
„Teilzeitbeschäftigungsquote für Per-
sonen von 15 bis 64 Jahren“ aus:

EU der 15 11,6%
BRD 13,8%
Finnland 8,5%
Dänemark 15,5%
Schweden 16,0%

Der Anteil von Teilzeitjobs lag also in
Finnland unter der Bundesrepublik, in
Dänemark und Schweden darüber.Auf-
fällig hoch ist dagegen die Quote der
Teilzeitjobs in den Niederlanden mit
32,8% (gemessen als Prozent der Be-
schäftigten).

Auch die durchschnittlichen Arbeits-
zeiten weisen keine signifikanten
Unterschiede aus. Vollzeitbeschäftigte
arbeiteten in Dänemark 2003 durch-
schnittlich 39,2 Stunden pro Woche, in

Deutschland 39,6 Stunden, in Finnland
39,2 Stunden und in Schweden 39,9
Stunden. Das Gerede der deutschen
Unternehmer von den angeblich un-
haltbar kurzen Arbeitszeiten in
Deutschland ist,verglichen mit Skandi-
navien, schlicht Unfug.

Ein ähnliches Bild weist die Erhebung
bei befristeten Arbeitsverträgen aus. In
Dänemark hatten 2003 nur 9,3% der Be-
schäftigten einen befristeten Job, in
Deutschland 12,4%, in Finnland 16,3%,
in Schweden 15,1%.

Nun können Durchschnittswerte er-
hellend sein, aber auch viel verbergen.
„Durchschnittlich ertrinken die Men-
schen in Wasser von 20 cm Tiefe“, lautet
ein bei Statistikern beliebter Witz.
Trotzdem: Teilzeitbeschäftigte arbeite-
ten in Dänemark im Durchschnitt 19,2
Stunden, in Deutschland 17,8 Stunden,
in Finnland 20,2 und in Schweden 22,8
Stunden. Auch hier also keine auffälli-
gen Unterschiede.

Hinzu kommt: Der soziale Druck, der
von prekären Jobs ausgeht, hängt stark
davon ab, wie hoch das Risiko der Ar-
beitslosigkeit ist, also wie schnell sie
droht und wie tief Arbeitslose dann fal-
len. Da unterscheidet sich das deutsche
System mit Arbeitslosengeld von 60
bzw. 67% des früheren Nettoentgelts
und ALG II ganz erheblich vom skandi-
navischen.

Der dänische Wohlfahrtsstaat-Exper-
te Esping-Andersen spricht deshalb
vom „sozialdemokratischen“ oder
„skandinavischen“ Modell des Wohl-
fahrtsstaats im Unterschied zum angel-
sächsischen Modell und zum eher kon-
servativen, in Italien und Deutschland
bekannten Modell. Das skandinavische
Modell zeichnet sich aus durch hohen
Schutz vor Marktrisiken und Einkom-
mensverlust, starke Umverteilung und
Finanzierung durch Steuern.

Keine Billiglohnstrategie

Hinzu kommt ein weiterer,gravierender
Unterschied: Die in Deutschland auf 8
Millionen angeschwollenen „Minijobs“
und ähnliche Formen „atypischer Be-
schäftigung“ sind in Skandinavien
weitgehend unbekannt. Für eine „Nie-
driglohnstrategie“, wie sie hierzulande
von Leuten wie dem Chef des Ifo-Insti-
tuts, Hans-Werner Sinn, und von der
CDU/CSU gleichermaßen propagiert
und von der rot-grünen Bundesregie-
rung mit brachialer gesetzgeberischer
Gewalt verfolgt wird, gibt es in diesen
Ländern bis heute einfach keine politi-
schen Mehrheiten.

Dass trotzdem die Frauenerwerbs-
quote deutlich höher liegt als in
Deutschland (siehe PB 3/05), ist Ergeb-
nis einer anderen Bildungs-, Arbeits-
markt-, Familien- und Sozialpolitik.
Ganztagsschulen und -kindergärten,
Kinderbetreuung rund um die Uhr,
wann immer die Frau arbeitet, umfang-
reiche Qualifizierungsangebote und

Einarbeitungszuschüsse, wenn Frauen
nach der Geburt des Kindes wieder ar-
beiten wollen und keinen Job finden –
all das hilft zu einer hohen Frauenbe-
schäftigung und damit auch einem an-
deren Geschlechterverhältnis.

Der durchschnittliche Bruttostun-
denlohn im verarbeitenden Gewerbe
Schwedens lag nach dem „Länderpro-
fil Schweden“ des Statistischen Bun-
desamtes 2002 bei 12,58 Euro. Bei 151
Stunden im Monat (35 Stunden pro Wo-
che) wären das etwa 1.900 Euro im Mo-
nat. Das liegt unter dem Facharbeiter-
ecklohn der deutschen Metallindustrie.
Der durchschnittliche Bruttostunden-
lohn von Arbeitern im produzierenden
Gewerbe in Deutschland lag im glei-
chen Jahr bei 14,56 Euro. Zieht man
aber in Betracht,dass die Abzüge für so-
ziale Sicherung in Schweden niedriger
sind, bleibt am Ende möglicherweise
fast das gleiche Nettoentgelt wie hier-
zulande. Rechnet man Zuschläge und
übertarifliche Leistungen hinzu, mögen
deutsche Facharbeiter sogar etwas mehr
verdienen als in Schweden.Dafür ist die
Gefahr des sozialen Absturzes dort ge-
ringer. Die Mehrheit in Skandinavien
scheint eine solche Situation den Risi-
ken sozialer Zerklüftung und sozialer
Abstürze vorzuziehen.

Menschenwürde statt Niedriglohn

Die deutsche Niedriglohnpolitik und
die Zumutungen der Arbeitgeber führ-
ten vielleicht zu tollen Renditen, seien
aber eine „Verschleuderung von Hu-
mankapital“, hat ein Kommentator des
liberalen, der Gewerkschaftsnähe si-
cher nicht verdächtigen Berliner „Ta-
gesspiegel“ am 1.3.05 kritisiert. Der Be-
griff „Humankapital“ ist umstritten,
manche sehen darin eine Gleichsetzung
von Menschen und Sachen. Aber in der
Sache hat der Mann recht: Billiglohn
bedeutet nicht nur ein Leben in ständi-
ger Not, eine Missachtung des An-
spruchs auf menschenwürdiges Leben.
Sie ist auch eine Vergeudung von Men-
schen und ihren Fähigkeiten. Minijob-
ber, Ein-Euro-Jobber arbeiten schwer.
Aber ihre Qualifikationen, ihre produk-
tiven Möglichkeiten werden in solchen
Jobs nicht wirklich gebraucht, ge-
schweige denn entwickelt.

Die Ausbreitung von Billigjobs, ver-
bunden mit schlechter Ausbildung, ist
deshalb vermutlich ein wichtiger Grund
für die Wachstumsschwäche der deut-
schen Wirtschaft. Mehr Billigjobs füh-
ren nicht zu mehr Wachstum,sondern zu
mehr Stagnation und weniger Innova-
tion.

Vielleicht ist das Fehlen solcher „wor-
king poor“, wie die zu solchen Jobs ge-
zwungenen Menschen in den USA und
Großbritannien genannt werden, der
wichtigste Grund für die Sehnsucht vie-
ler nach „skandinavischen Verhältnis-
sen“.

rül



USA: Wachsende Unruhe an der 
Heimatfront
Wie die Bewegung Cities for Peace An-
fang März mitteilte, haben 46 Gemein-
deversammlungen im kleinsten US-
Bundesstaat Vermont – die ARD melde-
te jetzt sogar die Zahl von 49 – Resolu-
tionen gegen den Irak-Krieg beschlos-
sen. Die Resolutionen variieren, enthal-
ten aber durchweg drei Elemente: die
Aufforderung an die Regierung, die
Truppen aus dem Irak zurückzuziehen,
die Forderung nach Einsetzung einer
Kommission, die die Auswirkungen des
Irak-Krieges auf die Kommunen unter-
sucht, und ein Mitspracherecht Ver-
monts beim Einsatz der Nationalgarde
im Irak. Vorbereitet worden war die
breite Aktion vom Vermont-Antikriegs-
Netzwerk. Die Gemeindeversammlun-
gen waren zustande gekommen, nach-
dem in kürzester Zeit in 53 von insge-
samt 251 Städten und Gemeinden Ver-
monts eine ausreichende Zahl von
Unterschriften gesammelt worden wa-
ren. Es handelt sich bei den Gemeinde-
versammlungen, die auf die amerikani-
schen Revolution zurückgehen und ge-
rade in den Neu-England-Staaten eine
gute basisdemokratische Tradition ha-
ben,um eine Art Bürgerversammlungen
mit Wahlrecht. In anderen Bundesstaa-
ten sind entsprechende Initiativen an-
gelaufen.

Der für den Anfang überwältigende
Erfolg der kommunalen Antikriegspo-
litik lässt sich zum einen mit den dra-
matischen Auswirkungen des Irak-
Krieges auf die Haushaltslage der Städ-
te und Kommunen erklären (wir be-
richteten). Zum anderen rückt der
Krieg, je länger er dauert, um so näher.
Inzwischen ist fast jeder zweite im Irak
eingesetzte Soldat kein Berufssoldat,
sondern Reservist oder Nationalgardist.
Reservisten und Nationalgardisten sind
in einem bisher unbekannten Ausmaß
mobilisiert. Das Pentagon hat eine
„Stopp loss“-Verfügung erlassen, mit
denen auch Reservisten und National-
gardisten in den Irak geschickt werden,
die ihren Vertrag eigentlich erfüllt ha-
ben. Ihr Einsatz dauert ein Jahr, kann
aber, wie zunehmend geschieht, ohne
Vorankündigung verlängert werden.
Die Betroffenen werden aus ihrem zivi-
len Leben herausgerissen und müssen
oftmals auch noch unter erheblichen fi-
nanziellen Verlusten in den Krieg zie-
hen. Eine „Entspannung“ ist nicht in
Sicht. Denn erstmals seit fünf Jahren
hat das Pentagon im Februar 2005 das
monatliche Anwerbeziel für die Streit-
kräfte verfehlt,und zwar gleich um rund
30% und trotz deutlich angehobener fi-
nanzieller Anreize. Die Mobilisierungs-
schwierigkeiten machen sich auch bei
der Nationalgarde bemerkbar. In Ore-
gon z.B. liegt die Rekrutierungsquote
um 20% unter dem Soll.

Vor allem aber macht sich diese Ent-

wicklung auch unmittelbar in den Städ-
ten und Gemeinden bemerkbar.Überall
fehlen Feuerwehrleute, Polizisten,
Krankenschwestern,die als Angehörige
der Nationalgarde in den Irak geschickt
worden.Und immer mehr Menschen ha-
ben Verwandte oder Nachbarn, die in
diesem Krieg gefallen sind oder verletzt
wurden. In Vermont mit einer Bevölke-
rung von knapp über 600.000 sind 42%
aller Nationalgardisten, das sind 1200
Mann, in den Irak geschickt worden.
Nur Hawaii hat eine höheren Pro-Kopf-
Anteil an Soldaten, und kein anderer
Bundesstaat hat eine so hohe Todesrate
wie Vermont: Vier Mitglieder der Natio-
nalgarde und sieben Berufssoldaten
sind bis Anfang März umgekommen.
(Quellen: Cities for Peace, New York Ti-
mes, ARD, Das Tagblatt)

Großbritannien: Antiterrorgesetzge-
bung im Oberhaus abgeschmettert
Das britische Oberhaus hat am 7.3. die
Anti-Terror-Gesetzgebung der Labour-
Regierung ans Unterhaus zurückgewie-
sen. Mit 249 zu 119 Stimmen billigte es
einen Antrag der liberaldemokrati-
schen Opposition,wonach Gerichte und
nicht der Innenminister die Freiheits-
beschränkung von Verdächtigen verfü-
gen müssen. Die Regierung hatte eine
richterliche Entscheidung nur für tota-
len Hausarrest zulassen wollen, nicht
aber für elektronische Fußfesseln und
andere Einschränkungen. Zwei weitere
Anträge, die Freiheitsbeschränkungen
ohne Prozess möglich machen würden,
kamen aufgrund des Widerstandes der
Lords erst gar nicht zur Abstimmung.
Am 14.3. läuft die geltende, für wider-
rechtlich befundene Internierung von
ausländischen „Terrorverdächtigen“

aus. Sie kann jedoch gegebenenfalls
verlängert werden. (Quelle: NZZ)

USA: Überwachung Asylsuchender
soll verschärft werden
Auf Initiative des Heimatschutzminis-
teriums hat das US-Repräsentanten-
haus einem Gesetzentwurf die Zustim-
mung gegeben, mit dem die Überwa-
chung Asylsuchender verschärft wird.
Im Kongress wird die Abstimmung vor-
bereitet. Im letzten Sommer hatte das
berüchtigte Ministerium in acht Städ-
ten ein Programm gestartet, wonach
Asylbewerber, die keine „Gefahr für die
nationale Sicherheit“ darstellen und
versichern, sich in einem bestimmten
Gebiet aufzuhalten, nicht in Asyllager
gesteckt werden, sondern unter Aufla-
gen in relativer „Freiheit“ leben können:
Sie erhalten regelmäßige Besuche von
Beamten zu Hause oder auf der Arbeit,
auch regelmäßige Kontrollanrufe. In
1700 Fällen wurden Asylbewerber dazu
gebracht, „freiwillig“ elektronische
Fußfesseln anzulegen, damit sie 24
Stunden am Tag kontrolliert werden
können. Man mag einwenden, dass das
immer noch besser ist als die Einwei-
sung in Lager, die oft einem Gefängnis
gleichen.Dort werden Asylbewerber oft
mit Handschellen gefesselt, kommen
zur Disziplinierung in Einzelhaft, dür-
fen oft keinen Besuch empfangen, Brie-
fe werden geöffnet,Anrufe nicht weiter-
geleitet u.ä.m. Doch tatsächlich zielen
die Gesetzesvorlagen darauf, die Kon-
trolle auf noch mehr Asylbewerber aus-
zuweiten und ihnen, vor allem wenn sie
aus „verdächtigen“ Ländern kommen,
die Legalisierung fast völlig unmöglich
zu machen. (Quelle: Telepolis)

Zusammenstellung: scc
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Nationalgardisten werden auf den Einsatz im Irak vorbereitet
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„Die Waffen nieder“ – Bertha-von-
Suttner-Kunst- & Medienpreis
ESSEN. Am Internationalen Frauentag
stellt die Deutsche Friedensgesellschaft
Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK) den neuen Bertha-von-Sutt-
ner-Kunst- & Medienpreis in Essen
erstmals einer breiten Öffentlichkeit
vor. „Die DFG-VK wird sich mit dem
neu ausgeschriebenen Preis noch stär-
ker für eine Abkehr von dem ,Kult der
Gewalt‘ hin zur Entwicklung einer
,Kultur des Friedens‘ einsetzen“, erläu-
tert der Politische Geschäftsführer der
DFG-VK, Joachim Thommes, und führt
aus: „Der Bertha-von-Suttner-Kunst-
& Medienpreis soll allen Mut machen,
die sich gegen Krieg und für die friedli-
che Lösung von Konflikten ausspre-
chen. Wir wollen Ideen und Projekte,
Aktionen und Werke, mit denen sich
Menschen für Frieden und Verständi-
gung engagieren, fördern und in das Be-
wusstsein der Öffentlichkeit bringen.“
An den bundesweiten Veranstaltungs-
orten wird daher ein umfangreiches Be-
gleitprogramm angeboten.Den Rahmen
hierfür bildet u.a. die Kunst- & Foto-
ausstellung: „Bertha von Suttner – 100
Jahre Frauen für den Frieden“, die die
DFG-VK in Kooperation mit der Pro-
jektpartnerin, ,Internationales Frauen-
friedensarchiv – Fasia Jansen – IFFA‘als
Wanderausstellung bereit stellen.
Workshops und Projekttage, Streitge-
spräche und Diskussionen zu friedens-
politischen Themen werden durchge-
führt.

Der Journalist und Filmemacher Pe-
ter Ohlendorf beteiligt sich mit einem
Filmbeitrag („Das G3 im Visier“) an der
Auftaktveranstaltung am 8.März in Es-
sen. Danach stellt Ellen Diederich die
12 Friedensnobelpreisträgerinnen der
letzten 100 Jahre und deren Projekte
vor. Die Rolle der Frauen im Krieg und

ihr Einsatz für den Frieden werden the-
matisiert. www.dfg-vk.de

Schadenersatzklage der Bomben-
opfer aus Varvarin in 2. Instanz
KÖLN. Das Landgericht (LG) Bonn hat-
te Ende 2003 die Schadenersatzklage
von Bürgern der serbischen Kleinstadt
Varvarin zurückgewiesen, die im Jugo-
slawien-Krieg Opfer eines Raketenan-
griffes der NATO geworden waren. Am
Donnerstag, den 24.2.2005, befasste
sich das Oberlandesgericht (OLG) Köln
in 2. Instanz mit dem Fall.Heinz-Jürgen
Schneider ist Rechtsanwalt und vertritt
mit seiner Kollegin Gül Pinar Einwoh-
ner der serbischen Kleinstadt Varvarin,
die am 30. Mai 1999 bei einem Raketen-
angriff der NATO verletzt wurden. Bei
dem Angriff waren zehn Zivilisten ge-
tötet und 17 schwer verletzt worden.Die
„junge Welt“ interviewte Heinz-Jürgen
Schneider zu dem Ergebnis. Er antwor-
tete: „Es ist noch keine Entscheidung
ergangen, sie soll am 16. Juni verkündet

werden.Die Verhandlung war allerdings
überraschend positiv für uns. Kläger
aus Varvarin waren zwar nicht ange-
reist, aber der Saal war voll von Sym-
pathisanten … Erstens hat sich das Ge-
richt unserer Auffassung angeschlos-
sen, dass die Klage zulässig ist. Zwei-
tens hat es erklärt, das deutsche Staats-
haftungsrecht, auf das wir uns berufen,
sei generell auch auf Kriegsverbrechen
anzuwenden.Und zwar dann,wenn eine
bestimmte Schwelle überschritten ist,
wenn eine bestimmte Qualität von
Kriegsverbrechen vorliegt.“

Das Kölner Friedensforum und ande-
re Unterstützer sorgten mit einer De-
monstration vor dem Gericht für einen
würdigen Rahmen und Aufmerksam-
keit (Bild). Mit diesem Verhandlungstag
ist das Ergebnis der Berufung offen.Der
Projektrat sammelt mit und für die An-
wälte Material,das a) erhärten soll,dass
die Brücke kein militärisch zulässiges
Ziel war oder auch nur sein konnte,dass
tatsächlich keine militärische Nutzung
erfolgte, und b) dass die deutsche Re-
gierung Einfluss auf die Zielauswahl
hatte bzw. dass einstimmige Zustim-
mung der NATO-Staaten vor einem An-
griff auf ein Ziel erforderlich war.
Bild und Info: www.arbeiterfotogra-
fie.com/neu-im-netz.html

Plakatkampagne der Bürgermeister
für den Frieden beginnt
BERLIN. Eine Graswurzel-Initiative
ganz besonderer Art trifft am 11. März
im Berliner Abgeordnetenhaus zusam-
men: Die Bürgermeister für den Frieden
stellen im Rahmen einer Plakatkam-
pagne der Öffentlichkeit sieben Argu-
mente für die Abschaffung aller Atom-
waffen vor:
1. Terroristen lassen sich nicht von
Atomwaffen abschrecken
2. Der Finger ist nach wie vor auf dem

MAINZ. Mehr als 12.000 Menschen haben am 23. Februar
2005 an der Demonstration durch die Mainzer Innenstadt
teilgenommen – doppelt so viele wie erwartet. Insgesamt
hat sich von Montag bis Mittwoch die Friedens- und glo-
balisierungskritische Bewegung mit über 60 Demonstra-
tionen, Kundgebungen und Mahnwachen unter dem Mot-
to „Not welcome Mr. Bush“ zu Wort gemeldet. Wie hun-
derttausende Menschen in Rom am Samstag zuvor und den
Veranstaltungen in Brüssel und Bratislava wurde an die
hunderttausend Todesopfer des Irakkriegs, an Folter und
Mord in US-Militärgefängnissen und auch an die mittel-
bare deutsche Beteiligung durch Nutzung der Stützpunk-
te für den völkerrechtswidrigen Krieg erinnert. Die Frie-
densbewegung sieht die Chancen für einen positiven Ein-
fluss der Europäischen Union nicht in eigener Aufrüstung,
sondern konsequenter Stärkung der friedenspolitischen
Kapazitäten ziviler Konfliktbearbeitung und fairer Ko-
operation mit den Ländern des Südens und der arabisch-
islamischen Welt.Ein in diesem Sinne starkes Europa könn-
te im transatlantischen Dialog die USA beeinflussen, den
Weg zurück in die UN-Institutionen und die Achtung inter-
nationalen Rechts zu finden. www.friedenskooperative.de

Bild : www.notwelcomebush.de
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roten Knopf
3.Jetzt im Angebot: Atomwaffen für alle
4. Ein Raucher kann niemandem die Zi-
garetten verbieten
5.Atomwaffen schützen nicht vor AIDS
oder Umweltzerstörung
6. Atomwaffen als Zielscheibe
7. Keine Hilfe im Ernstfall

Diese Argumente werden auf den Pla-
katen kurz ausgeführt. Daneben wird
jeweils ein Bürgermeister einer deut-
schen Großstadt mit dem Zitat „des-
wegen bin ich als Bürgermeister für den
Frieden und trete mit den Mayors for Pe-
ace für atomwaffenfrei bis 2020 ein“, zu
sehen sein.

Die Bürgermeister sind Teil der inter-
nationalen Organisation Mayors for Pe-
ace, deren Präsident der Bürgermeister
von Hiroshima Tadatoshi Akiba ist. Mit
der Dringlichkeitskampagne 2020 Vi-
sion werden sie versuchen, auf die Ver-
handlungen der Überprüfungskonfe-
renz des Atomwaffensperrvertrages
(NVV) Einfluss zu nehmen. Diese findet
im Mai bei den Vereinten Nationen in
New York statt. Die Bürgermeister wer-
den dort den Diplomaten einen Plan
vorlegen. Dieser sieht vor, dass die Län-
der der Weltgemeinschaft im kommen-
dem Jahr Verhandlungen beginnen, die
fünf Jahre später abgeschlossen sein
sollen. Bereits im Jahr 2020 könnten
dann sämtliche weltweiten Nuklear-
Arsenale geräumt sein. www.ippnw.de

„Mal Dir den
Frieden“ –
Aufruf zu 
örtlichen 
Malaktionen

BERLIN. Im April 2005 soll in New York
ein Meer von bunten Tüchern mit Frie-
densvisionen aus aller Welt die Diplo-
matInnen und PolitikerInnen auf ihrem
Weg in die UNO zu den Verhandlungen
über die Bestimmungen des Atomwaf-
fensperrvertrages begrüßen. Mit dieser
Aktionsidee will der deutsche Träger-
kreis „Atomwaffen Abschaffen“ die
Bürgermeisterkampagne unterstützen,
sich für die Verabschiedung einer Atom-
waffenkonvention einzusetzen. Die
bunt bemalten Tücher sollen den
Wunsch der Menschen nach einer fried-
lichen Welt ohne Atomwaffen sichtbar
werden lassen. Die Kampagne will zei-
gen,dass atomare Abrüstung bis zur UN
nach New York reicht, aber lokal an-
fängt. Insofern sollen mit den Ideen-
wettbewerben auch diejenigen, die
nicht nach New York kommen können,
öffentlich präsent sein. Bereits bei der
Global Citizens Assembly in Nagasaki
flatterten Hunderte von Tüchern, ge-
malt von japanischen SchülerInnen und
KünstlerInnen. Selbst Kindergärten
hatten zu den farbenfrohen Bildern
„Mal dir den Frieden“ beigetragen.

www.atomwaffenfrei.de

BISS demonstriert gegen die 
„Arroganz der Mächtigen“
MÜNCHEN. Anlass ist das 12. Münchner
Management Kolloquium an der TU mit
dem Thema „Wertschöpfung und Wett-
bewerb“ „Haben Unternehmen eine
Heimat?“ – ein Treffen deutscher Spit-
zenmanager, die unter anderem über
„Verantwortung“ sprechen. Ursprüng-
lich wollte Geschäftsführerin Hilde-
gard Denninger den teilnehmenden Ma-
nagern in 15 Minuten das BISS-Kon-
zept vorstellen, das genau auf diesen
Werten basiert, die in den beiden Tagen
diskutiert werden. BISS ist ein Beispiel
dafür, dass verantwortliches wirt-
schaftliches Handeln, das den Men-
schen in den Vordergrund stellt,auch er-
folgreich ist. Das Projekt hat immerhin
in elf Jahren 35 feste Arbeitsplätze da-
von 30 für (ehemals) obdachlose Men-
schen geschaffen.

Nachdem die Veranstalter die Anfra-
ge ignorierten, wollte BISS nur jeweils
einen persönlichen Brief an die Refe-
renten überreichen, der die „Global
Players“ auch an ihre Verantwortung
gegenüber dem Gemeinwohl erinnert.
Schließlich profitieren die Konzerne
auch von Investitionshilfen, Steuervor-
teilen und einem sicheren Standort und
gut qualifizierten Arbeitskräften. Doch
die verantwortlichen Organisatoren
verweigerten BISS in einem rüden und
arroganten Ton den Zutritt zur TU.

BISS-Geschäftsführerin Hildegard
Denninger findet: „So müssen wir uns
nicht behandeln lassen. Wir möchten
den ‚Global Players‘ unseren Stand-
punkt mitteilen, und ihnen zeigen, dass
sich verantwortliches Handeln rech-
net.“ Deshalb fand am Mittwoch, den 2.
März, eine Demonstration statt. Horst
Wildemann, Betriebswirtschaftler und
Veranstalter des Kolloquiums,der sogar
mit einer Anzeige drohen ließ, sollte die
BISS-Chefin auf die Tagung kommen,
war nun doch bereit, 68 der Anschrei-
ben und die aktuelle BISS-Ausgabe mit
dem passenden Schwerpunktthema
„Zivilisation“ weiter zu geben.

www.indynews.net

„Ja“ zum Volksbegehren der Blin-
denselbsthilfe in Niedersachsen
HANNOVER.Mit der Aktion „Soziale Eis-
zeit“ am 9.März auf dem Kröpcke – mit-
ten in der City von Hannover – wollen
ca. 100 blinde Bürger zwischen 16 und
17 Uhr auf ihre jetzt noch mehr be-
nachteiligte Situation aufmerksam ma-
chen. Seit der nahezu kompletten Strei-
chung des Landesblindengeldes kurz
vor Weihnachten letzten Jahres, müssen
über 90% der blinden, hochgradig seh-
behinderten und mehrfachbehinderten
blinden Menschen,darunter auch Taub-
blinde,mit diesem Rückfall in eine neue
sozialpolitische Eiszeit leben. Doch da-
mit wollen sie sich nicht abfinden! In

dem Volksbegehren, das im April anlau-
fen soll, liegt die ganze Hoffnung dieser
vom Schicksal benachteiligten Men-
schen, doch noch das bisherige Landes-
blindengeld wieder zu erlangen. Des-
halb wird  zum Mitmachen aufgerufen.

www.blindengeld-volksbegehren.de 

Das andere Afrika – Veranstaltungen
im April/Mai mit Emanuel Matondo
OFFENBACH. Zumeist geraten die Ereig-
nisse in Afrika nur ins Blickfeld, wenn
über Kriege, Flüchtlinge oder Hunger-
katastrophen berichtet wird. Nur sel-
ten, wie bei der Verleihung des Frie-
densnobelpreises an die Kenianerin
Wangari Maathai,wird ein anderes Bild
gezeigt: Frauen und Männer, die trotz
Gewalt, Diktatur, Korruption sowie
Raubbau an den Naturschätzen nicht
resignieren. Sie kämpfen für ihre Zu-
kunft und fordern ein Ende der Herr-
schaftsgewalt und der Kultur der Straf-
losigkeit gegenüber den Herrschenden.
Sie wenden sich gegen die massive
Unterstützung der Despoten durch die
Industrieländer. Die Menschen organi-
sieren sich mitten im Krieg oder Bür-
gerkrieg.Als Gruppen versuchen sie,die
Presse- und Meinungsfreiheit sowie die
Menschenrechte durchzusetzen. Sie or-
ganisieren praktische Abrüstungsmaß-
nahmen und engagieren sich für eine
friedliche Veränderung der Gesell-
schaft. Der angolanische Kriegsdienst-
verweigerer Emanuel Matondo wird
über solche Ansätze und Aktivitäten be-
richten. Er wird deutlich machen, wel-
che Rolle die Industrieländer im reichen
Kontinent Afrika spielen. Er wird auf
die Situation von Menschen aufmerk-
sam machen, die aufgrund der Repres-
sionen im Herkunftsland nach Europa
fliehen müssen. Termine gibt es u.a. in
Bensheim, Bergisch-Gladbach, Bo-
chum, Celle, Eberswalde, Essen, Frank-
furt/M.,Landshut,Heppenheim,Mainz,
Münster, Nottuln, Völklingen.

www.connection-ev.de
Zusammenstellung: baf
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BERLIN. Der im Südwesten Berlins gelegene Bezirk Zehlen-
dorf mit den Ortsteilen Dahlem und Wannsee gilt schon im-
mer als sehr vornehm. Hier wohnen viele Reiche, viele Pro-
minente aus Wirtschaft und Politik, ein Kernbezirk des alten
Westberlin. Auch nach der Bezirksreform und dem Zu-
sammenschluss mit dem etwas durchmischteren Steglitz zum
neuen Bezirk Steglitz-Zehlendorf dominieren nach wie vor
die Konservativen die Bezirkspolitik.

In der Bezirksverordnetenversammlung ist seit den letzten
Wahlen auch eine Verordnete der PDS vertreten. Die „Einzel-
verordnete“ Sieglinde Wagner, wie sie in Anspielung auf den
nicht vorhandenen Fraktionsstatus der PDS seitens der Be-
zirkspolitiker der CDU bezeichnet wird, hat schon bei vielen
Gelegenheiten die Ignoranz und die extrem antikommunisti-
sche Grundhaltung der CDU-Verordneten im Bezirk kennen-
lernen dürfen. Es begann mit Auseinandersetzungen um ei-
nen Raum im Rathaus für Sprechstunden der gewählten Man-
datsträgerin, um ein entsprechendes Türschild, einen Tele-
fonanschluß und etlichen  kleinlichen Gehässigkeiten,mit der
man stets deutlich machte: Mit PDS-Politikerinnen will man
in Steglitz-Zehlendorf nichts zu tun haben.

Die Anträge von Sieglinde Wagner in der Bezirksversamm-
lung trafen bislang in der Regel auf Nichtbeachtung. Im No-
vember 2004 nun hatte Sieglinde Wagner einen unscheinba-
ren Antrag eingebracht, der die Würdigung des 60. Jahresta-
ges des Kriegsendes im Bezirk zum Gegenstand hatte. Schon
bei Einreichung des Antrages hatte man der PDS-Verordne-
ten wissen lassen, dass dieser Antrag keine Aussicht habe. Da
müsse erst ein „anständiger“ Antrag draus gemacht werden.
Was damit gemeint war, stellte sich erst später heraus. Mittels
eines Änderungsantrages zum Antrag von Sieglinde Wagner
setzten CDU und FDP durch, dass neben der Befreiung vom
Nazi-Regime am 8. Mai 2005 auch des Schreckens und des
Leides gedacht werden möge, „den die Rote Armee von Ost-
preußen bis nach Berlin zu verantworten“ habe. Das Be-
zirksamt solle, so der Beschluss der Bezirksversammlung vom
19.Januar 2005, neben der Nazi-Opfer auch „der Flüchtlin-
ge,Vertriebenen,geschändeten Frauen und der Opfer des sinn-
losen Bombenkrieges“ gedenken.

Der durch die Fraktionen von  CDU und FDP durchgesetz-
te Beschluss stellt keine einmalige Entgleisung dar. Die tief
verwurzelte Haltung in den Reihen der bürgerlichen  Mitte
im Berliner Südwesten hat Tradition. Es ist genau zehn Jah-
re her,dass die politischen Mehrheiten von CDU,FDP und Re-
publikanern gemeinsam in der BVV versuchten, die Errich-
tung der Spiegelwand zu verhindern.Die Spiegelwand ist eine
Gedenkstätte zu Ehren der während der Nazi-Herrschaft de-
portierten Bürgerinnen und Bürger jüdischen Glaubens.Noch
im Mai 2003 hat das Bezirksamt es offiziell abgelehnt, an ei-
ner Veranstaltung zu Ehren und in Anwesenheit der noch
überlebenden ehemaligen KZ-Häftlinge des Außenlagers im
Ortsteil Lichterfelde offiziell teilzunehmen und Sitzgelegen-
heiten für die Feierstunde zur Verfügung zu stellen. Auch der
Antrag,die Treitschkestraße im Bezirk umzubenennen, schei-
terte an der CDU. So wird in Steglitz-Zehlendorf immer noch
ein Historiker geehrt,der den Antisemitismus in bürgerlichen
Kreisen salonfähig machte.

Der Beschluss vom 19.Januar 2005 allerdings wurde nun-
mehr der breiteren Öffentlichkeit bekannt im Zusammenhang
mit der Diskussion über die Vorkommnisse im Sächsischen

Unter dem Druck der Öffentlichkeit

Berliner CDU streitet
um die Bedeutung des
8. Mai 1945

Bezirksverordnetenversammlung
Steglitz-Zehlendorf von Berlin

Beschluss

vom / der
BV Wagner (fraktionslos)

Drs. Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

1398/II
öffentlich
10.11.2004
Wagner

8. Mai 2005

Beratungsfolge:

Datum

17.11.2004
09.12.2004
19.01.2005

Ausschuss

BVV
PV
BVV

Sitzung

30.
20.
32.

Erledigungsart

Überwiesen
Abgelehnt
Angenommen

Die BVV möge beschließen:

Den 60. Jahrestag der Unterzeichnung der bedingungslosen Kapitulation der deutschen
Wehrmacht vor den Vertretern der Alliierten Streitkräfte am 8. Mai 1945, der von den meisten
Völkern Europas seit dem als Tag der Befeiung und Tag des Sieges begangen wird, auch im
Bezirk im Rahmen eines Gedenktages mit geeigneten Veranstaltungen zu würdigen, die
seinem Rang als europäischen Tag des Erinnerns gerecht werden.

Vertreter/innen der Fraktionen und die Einzelverordneten der BVV bilden eine Arbeitsgruppe,
die gemeinsam mit Vertretern/innen des Bezirksamtes Vorschläge erarbeiten und der BVV
bis Februar 2005 vorlegen. Dabei sollte auch die Einbeziehung der Schulen in die
Vorbereitung des Jahrestages angestrebt werden.

Die Begründung erfolgt mündlich.

Berlin Steglitz-Zehlendorf, den 09.11.2004

Sieglinde Wagner

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Der Antrag wurde am 09.12.2004 in der 20. Sitzung des Ausschusses für Personal und
Verwaltung beraten und wie folgt geändert:

„Die BVV möge beschließen:

Den 60. Jahrestag der Unterzeichnung der bedingungslosen Kapitulation der deutschen
Wehrmacht vor den Vertretern der Alliierten Streitkräfte am 8. Mai 1945, der von den meisten
Völkern Europas seit dem als Tag der Befeiung und Tag des Sieges begangen wird, auch im
Bezirk im Rahmen eines Gedenktages mit geeigneten Veranstaltungen zu würdigen, die
seinem Rang als europäischen Tag des Erinnerns gerecht werden.
Das Bezirksamt möge bis zum 31.01.2005 unter Einbeziehung der Fraktionen ein Konzept
zur Gestaltung des Tages erarbeiten und der BVV als Vorlage zur Kenntnisnahme vorlegen.“

Bei einer Abstimmung wurde der Antrag in der geänderten Fassung mit 6 Ja-Stimmen und
8 Nein-Stimmen bei keiner Enthaltung abgelehnt.
Der Bezirksverordnetenversammlung wird die Ablehnung des Antrags in der geänderten
Fassung empfohlen.

Grimpe-Christen
Ausschussvorsitzende

In der 32. Sitzung der BVV vom 19.01.2005 bringen die Fraktionen der FDP und der CDU
einen Änderungsantrag zur Drs. Nr. 1398/II ein.

Bei einer Abstimmung über die vorliegende Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Personal und Verwaltung zur Drs. Nr. 1398/II wird diese mit 21 Ja-Stimmen und 28 Nein-
Stimmen abgelehnt.

Bei einer Abstimmung über den Änderungsantrag der FDP- und der CDU-Fraktion zur Drs.
Nr. 1398/II wird dieser mit 26 Ja-Stimmen und 22 Nein-Stimmen angenommen.

Der angenommene Änderungsantrag lautet:

„Die BVV möge beschließen:

Das BA würdigt im Rahmen einer Veranstaltung den 60. Jahrestag der Unterzeichnung der
bedingungslosen Kapitulation der Deutschen Wehrmacht am 8. Mai 2005.

Der 8. Mai 1945 steht neben der Befreiung vom totalitaristischen Naziregime auch für den
Schrecken und das Leid der Bevölkerung, den die Rote Armee von Ostpreußen bis nach
Berlin zu verantworten hat.

Im Rahmen der Veranstaltung gedenkt das BA der Verfolgten und Ermordeten des
Naziregimes, der Kriegsopfer, Flüchtlinge, Vertriebenen, geschändeten Frauen und der
Opfer des sinnlosen Bombenkrieges.

Der 8. Mai 1945 ist auch die Voraussetzung für das Bestehen unserer heutigen
Bundesrepublik Deutschland, der längsten deutschen Demokratie in der Geschichte.

Das BA möge den Ausschussmitgliedern des PV- und BiKu-Ausschusses bis zur jeweiligen
März-Sitzung ein schriftliches Konzept zuleiten.“

Eichstädt
Bezirksverordnetenvorsteher

Wir dokumentieren aus der Auseinandersetzung in Berlin:

Dok. 1: Antrag der PDS-Verordneten, Änderungsantrag und 
Beschluss der Bezirksverordnetenversammlung

Dok. 2: Flugblatt von Sieglinde Wagner und der PDS Steglitz-
Zehlendorf

Dok. 3: Aufruf für eine Kundgebung am 16. März

Dok. 4: Rede der PDS-Verordneten am 19.2. vor der
Bezirksversammlung

1



PB 5/2005• REGIONALES UND GEWERKSCHAFTLICHES 13

Landtag.Die Verordnete Sieglinde Wagner und die PDS mach-
ten Presse und Öffentlichkeit auf die Vorgänge in diesem Zu-
sammenhang aufmerksam. Opferverbände und Jüdische Ge-
meinde reagierten empört, warfen den Fraktionen von CDU
und FDP vor, Opfer und Täter auf eine Stufe zu stellen.

Auf der zweiten turbulenten Sitzung der Bezirksverordne-
tenversammlung in 2005 am 19. Februar kam es zum Eklat.
CDU und FDP blieben trotzig bei ihrer Linie. Bezirksbür-
germeister Weber suchte in seiner Rede, die fast ausschließ-
lich aus Zitaten bestand, den Beschluss zu verteidigen, und
der CDU-Bezirkspolitiker und Jurist Torsten Hip-
pe ließ gar gegenüber der Presse verlauten, Bom-
benkrieg könne „Terror“ sein, und er könne es auch
nicht ändern, wenn sich seine Überzeugungen teil-
weise mit denen der NPD deckten. Diese Äußerung
zerlegt seitdem die CDU. Der Landesvorstand ver-
langt den Parteiausschluss von Hippe und stellt sich
andererseits vor den Bezirksbürgermeister. Der
Kreisvorstand stellt sich vor Hippe und stellt fest,
Hippe sei kein Rechtsradikaler.

Opferverbände, die evangelische Kirche im Be-
zirk, Gewerkschaften und Parteien sowie jüdische
Organisationen rufen auf zur Kundgebung am
16.März, der nächsten Bezirksverordnetenver-
sammlung. Der Druck seitens des Landesvorstan-
des der CDU auf die Bezirkspolitiker wird größer.
Spekuliert wird über einen neuen gemeinsamen Be-
schluss der Bezirksversammlung im März. Gesprä-
che mit der SPD seien aufgenommen. Die Ignoranz
gegenüber der PDS-Verordneten hingegen wird
weiter gepflegt. Die Auseinandersetzung zeigt, wie
weit die Kalkulationen der NPD auf Unterstützung
ihrer Positionen durch das bürgerliche Lager zu-
treffen. (brr)

Aufruf zur Kundgebung am 16. 3. 2005

Wir Bürgerinnen und Bürger in Steglitz – Zehlendorf distanzieren
uns von dem Beschluss der Bezirksverordnetenversammlung zur
Gedenkveranstaltung am 8. Mai. Wir sind entsetzt über die man-
gelnde politische Sensibilität der Mehrheitsfraktionen in der Be-
zirksverordnetenversammlung von Steglitz-Zehlendorf.
Der Opfer aller Kriege gedenken wir am Volkstrauertag.
Der 8. Mai aber ist der Tag des Gedenkens an unsere Befreiung
von der Nazidiktatur. Die Kriegsfolgen der deutschen Bevölkerung
sind ursächlich durch den Angriffskrieg Deutschlands bedingt.
Täter und Opfer dürfen nicht verwechselt werden.
Wir fordern nachdrücklich die Rücknahme des beschämenden Be-
schlusses.
Am 16. März 2005 tagt die Bezirksverordnetenversammlung.
Wir rufen auf zu einer Kundgebung am 16. März 2005 um 15.30
Uhr vor dem Rathaus Zehlendorf, Teltower Damm.
Zeigen Sie mit Ihrer Teilnahme Ihre Zustimmung für dem Aufruf.
Es werden Vertreter der Initiativen und Organisationen sprechen,
die sich bisher öffentlich gegen die Beschlüsse der BVV Steglitz
Zehlendorf gewendet haben. Parteienvertreter werden nicht spre-
chen.
Wir hoffen auf zahlreiche Teilnahme!

Es rufen auf: Initiative KZ-Außenlager Lichterfelde e.V., Initiative Haus
Wolfenstein e.V., VVN-VdA e.V. Berlin-Südwest; Jüdische Gemeinde zu
Berlin, Betergemeinschaft Sukkat Schalom Hüttenweg e.V.; Gesellschaft
für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit; Prof. Dr. Hajo Funke,Otto-
Suhr-Institut,FU Berlin; Dr.Udo Schagen, Institut der Geschcihte der Me-
dizin der Charitè Berlin; DGB Region Berlin, ver.di Ortsverein Berlin Süd-
west; GEW Steglitz-Zehlendorf; IG Metall Verwaltungsstelle Berlin; IG
Metall Bezirksleitung Berlin, Brandenburg, Sachsen; SPD Kreis Steglitz-
Zehlendorf; PDS Steglitz-Zehlendorf; Bündnis 90-Grüne Kreis Steglitz-
Zehlendorf; ASG Bezirksgruppe Steglitz-Zehlendorf Sozialistische Ju-
gend „Die Falken“ Steglitz-Zehlendorf; Verein zur Förderung der politi-
schen Bildung e.V.. V.i.S.P. und Anmelder der Kundgebung: Peter Senft,
IG Metall Bezirksleitung Berlin, Brandenburg, Sachsen Alte Jakobstras-
se 149, 10969 Berlin;

Sieglinde Wagner

Rede in der BVV am 16. 2. 2005
zum 8. Mai 2005 
Der sog. Änderungsantrag Drs.Nr. 1398 und der entspre-
chende mit den Mehrheiten von CDU und FDP abgestimmte
Beschluss haben in den letzten Wochen in der Stadt hohe Wel-
len geschlagen. (Es hat offensichtlich bei Ihnen nichts be-
wegt.) Als Initiatorin des ursprünglichen Antrags  möchte ich,
nachdem ich bereits die Art des Umgangs mit meinem An-
trag in der letzten BVV kommentiert habe, ein paar inhaltli-
che Bemerkungen machen. Mein Antrag beinhaltete die kla-
re Aussage, den 8. Mai 2005 als Tag der Befreiung im Bezirk
feierlich zu begehen.Warum auch im Bezirk, wo doch berlin-
weit viele Gedenkveranstaltungen stattfinden? Gerade im
Bezirk Steglitz-Zehlendorf, dessen politische Mehrheiten
sich mit der Auseinandersetzung mit Nationalsozialismus
und Antisemitismus schwer tun, hielt ich eine Gedenkfeier
für wünschenswert. Es ist genau zehn Jahre her, dass die po-
litischen Mehrheiten von CDU, FDP und Republikanern ge-
meinsam in der BVV versuchten die Errichtung der Spiegel-
wand zu verhindern. Es ist nicht lange her, nämlich am
8.5.2003,dass das BA es offiziell abgelehnt hat,an diesem Tag
an einer Veranstaltung zu Ehren und in Anwesenheit der noch
überlebenden ehemaligen KZ-Häftlinge des Außenlagers
Lichterfelde offiziell teilzunehmen und Sitzgelegenheiten für
die Feierstunde zur Verfügung zu stellen. Es ist nicht lange
her, dass der Antrag, die Treitschkestraße in Kurt-Scharf-
Straße umzubenennen scheiterte. So wird immer noch ein
Historiker geehrt, der den Antisemitismus in bürgerlichen
Kreisen salonfähig machte. Mit Ihrem sog. Änderungsantrag
legen Sie, meine Damen und Herren von der CDU und FDP,
das dazu passende historische Verständnis offen. Sehen wir
einmal davon ab,dass Sie in ihrem Änderungsantrag mit dem
Rückgriff auf den Totalitarismusbegriff in dieser verkürzten
Form die erforderliche Differenziertheit beim Gebrauch die-
ses Terminus vernachlässigen und ihn funktionalisieren.
Wenn Sie das totalitäre Naziregime in eine Reihe mit den
„Schrecken“ der Roten Armee setzen, so bleibt mir festzu-
halten, wie gut, dass diese Armee bei ihrem Feldzug an Aus-
schwitz vorbeikam! Zu Recht hebt der Sprecher der Russi-
schen Botschaft Michail Grabar im rbb-Rundfunk hervor,
dass die Rote Armee nicht auf eigene Initiative nach Deutsch-
land gekommen sei. Ihre Gegenoffensive hat dem völkermör-
derischen Feldzug der Wehrmacht Einhalt geboten und ihn
schließlich beendet. Die Formulierung Ihres Antrags mit den

Worten „neben…auch…“
stellt eine Gleichsetzung von
Ursache und Wirkung dar

und relativiert damit auf
eine unerträgliche und be-
schämende Weise die welt-

geschichtlich einmaligen
Verbrechen der Nazis.Sie ne-
giert,
– dass den Hauptblutzoll des
2. Weltkriegs, die Bevölke-
rung der SU gezahlt hat,
– dass die deutsche Wehr-
macht mit der Taktik der ver-
brannten Erde 25 Mio. So-
wjetbürger/innen, davon 15
Mio. Zivilisten/innen größ-
tenteils vorsätzlich tötete
und unermessliche Schäden
zwischen der ehemaligen
Ostgrenze des deutschen
Reichs und Stalingrad
hinterließ,
– dass der Einmarsch der Ro-

Was die NPD kann, können CDU und FDP 
in Steglitz-Zehlendorf schon lange 

Ist Ihnen bekannt, 

dass, fast unbemerkt von der Öffentlichkeit – 2 Tage vor dem Eklat im 
sächsischen Landtag – die BVV Steglitz-Zehlendorf am 19.1.2005 mit 
ihrer CDU/FDP Mehrheit einen Antrag zum „Gedenken“ am 8. Mai 2005 
verabschiedet hat, in der es u.a. heißt: 

„...Der 8.Mai 1945 steht neben der Befreiung vom totalitaristischen 
Naziregime auch für die Schrecken und das Leid der Bevölkerung, den 
die Rote Armee von Ostpreußen bis nach Berlin zu verantworten hat. Im 
Rahmen der Veranstaltung gedenkt das BA (Bezirksamt) der Verfolgten 
und Ermordeten des Naziregimes, der Kriegsopfer, Flüchtlinge, 
Vertriebenen, geschändeten Frauen und der Opfer des sinnlosen 
Bombenkrieges....“ 

Damit begeben sich die Steglitz-Zehlendorfer CDU und FDP in 
bedrohliche Nähe der Neofaschisten, die Deutsche zu den eigentlichen 
Opfern des Krieges stilisieren. 
Ausfluss dieser Haltung ist, dass es trotz mehrerer Versuche der 
Umbenennung weiterhin eine Treitschkestraße im Bezirk gibt und, dass 
das Denkmal für die jüdischen Mitbürger/innen die „Spiegelwand“ nur 
mithilfe des damaligen Bausenators Nagel gegen die damaligen 
Bezirksmehrheiten von CDU, FDP und Republikanern durchgesetzt
werden konnte. 

Es bedarf also keiner Reise nach Sachsen, sondern es reicht ein Ausflug 
in den Südwesten Berlins, um die Biedermänner und Brandstifter zu 
treffen, die sich weigern, historische Wahrheiten  akzeptieren.  

Weitere Informationen erhalten Sie von der Einzelverordneten  
der PDS Steglitz-Zehlendorf  

www.pds-steglitz-zehlendorf.de 

3 4
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ten Armee von Ostpreußen bis nach Ber-
lin für große Teile der dortigen Bevöl-
kerung und der Überlebenden der deut-
schen Konzentrations- und Vernich-
tungslager eine Befreiung bedeutet hat,
– dass auch in West-Europas Kriegs-
handlungen stattfanden, die Leid und
Schrecken hervorriefen.

In dem darauffolgenden Satz werden
„die Verfolgten und Ermordeten des Na-
ziregimes, die Kriegsopfer, Flüchtlinge,
Vertriebene, geschändete Frauen und
die Opfer des sinnlosen Bombenkrie-
ges“ in einem Atemzug genannt. Dies
ruft den Eindruck der Gleichsetzung
und der Aufrechnung,den Eindruck der
Beliebigkeit hervor. Wie der Leiter der
Gedenkstätte „Haus der Wannseekon-
ferenz“,Norbert Kampe,zu Recht in der
Berliner Zeitung bemerkte, handelt es
sich hier um einen „Geschichtseintopf“.
Ein Blick in die Literatur zum Natio-
nalsozialismus, zu der durch den Na-
tionalsozialismus erfolgten Massenver-
nichtung von Juden/innen und Sinti
und Roma, zur politischen Verfolgung
von Homosexuellen, Behinderten, poli-
tisch und religiös Andersdenkenden
weist dieses als singuläres Ereignis in
der Geschichte aus. Und als solches und
nichts anderes ist es zu bewerten! Hin-
sichtlich der erwähnten „ Opfer des
sinnlosen Bombenkriegs, von Gräuelta-
ten und Vergewaltigung“ nur soviel:
Über die Sinnlosigkeit des Bomben-
kriegs hat es in den letzten Jahren kon-
troverse historische Debatten gegeben,
die noch nicht abgeschlossen sind. Da
die Formulierung aber auch in diesem
Fall unpräzise ist, bleibt auch unklar,
um welche Bombenopfer es sich han-
delt.Sind die Opfer des deutschen Luft-
angriffs auf Coventry und auf Guernica
eingeschlossen? Fakt ist, dass der zwei-
te Weltkrieg eine anderes Ende nahm als
der erste: Während am Ende des ersten
Weltkriegs Matrosen und Soldaten ge-
gen ihr sinnlosen Abschlachten revol-
tierten, hatte in der Endphase des 2.
Weltkrieges der Kriegsverlauf gezeigt,
dass die Hitler-Truppen,obwohl in stra-
tegisch aussichtsloser Lage, aus den
Ballungsräumen heraus den Alliierten
Truppen noch schwerste Verluste zufü-
gen konnten. Das Konglomerat aus
Nazi-Organisationen und Wehrmacht,
das an den Fronten politische Macht
ausübte, war nicht zur Kapitulation be-
reit. Grund dafür war nicht nur die
Angst vor Strafe, sondern die Hoffnung,
es möge zu einem Zerwürfnis zwischen
den Westalliierten und Sowjetrussland
kommen, in dem Nazideutschland eine
Rolle spielen könnte. Das war die Situ-
ation, in der es zu den Gräueltaten der
Roten Armee kam, einer Armee, die auf
einer von den Nazis gezogenen Spur von
Terror und Vernichtung bis an die Gren-
zen des Dt. Reichs gekommen war. Aus-
gangspunkt dieser Leiden ist daher das
spezifische Kriegsverbrechen, das dar-
in liegt, in einer strategisch aussichtslo-

sen Situation nicht zu kapitulieren,son-
dern zu kämpfen wie jemand,dem es nur
noch darum zu tun ist,andere mit in den
Tod zu reißen. Wir dürfen uns dieser
Analyse der geschichtlichen Ereignisse
nicht verweigern. Auch das individuell
erlebte und erlittene Leid darf den Blick
nicht verstellen vor den politischen Ur-
sachen.

Abschließend möchte ich mich noch
zu zwei  Themen aus der Debatte der
BVV im Januar äußern, die von Herrn
Hippe angesprochen wurden: 
1. Die Kausalitätsfrage 
2. Die Identitätsstiftung 
1. Herr Hippe meint, die Frage nach der
Kausalität verbiete sich. Dem wider-
spreche ich und stelle fest, dass die Fra-
ge der Kausalität der Entwicklungen
bis zum 8.Mai1945 natürlich ganz ent-
scheidend ist. Nur eine radikale Analy-
se des Faschismus stellt uns ein umfas-
sendes erkenntnistheoretisches Instru-
mentarium zur Verfügung für seine dau-
erhafte zukünftige Überwindung. Zu
dieser Analyse gehört, so schmerzlich es
sein mag,dass große Teile des deutschen
Volkes in den Nationalsozialismus ver-
strickt waren, ihn mitgetragen haben.
Ich erinnere Sie daran, dass wir zu die-
ser Frage vor eineinhalb Jahren die Aus-
stellung von Prof. Dreßen „Aktion 3.
Deutsche verwerten ihre jüdischen
Nachbarn.“ in der VHS hatten, die die-
ses eindrücklich unter Beweis gestellt
hat.
Aber zu der Frage der Kausalität haben
Sie Herr Hippe in Ihrer Rede 
Ungeheuerlichkeiten geäußert, die ich
mit Erlaubnis des Vorstehers zitiere: 
„Es mag sein, dass Hitler (Unruhe im

Saal) und es ist so, dass Hitler einen An-
griffskrieg geführt hat gegen die So-
wjetunion.“ Was meinen Sie damit? Mag
es sein, könnte es sein, möchte es sein
oder ist es so? War Ihnen Ihre erste Äu-
ßerung herausgerutscht und Sie sahen
sich nach den Protesten zur Korrektur
genötigt? Zum anderen scheinen Sie an-
deuten zu wollen, dass Deutschland die
SU angegriffen hat, um der „Hochrüs-
tung der SU“ und den dortigen Säube-
rungen ein Ende setzen zu wollen. Sie
werden uns das sicherlich im Verlauf der
Debatte darlegen können, was Sie da-
mit gemeint haben.
2. Identitätsstiftung durch den 8. Mai
Gerade der Sieg über ein menschenver-
achtendes Regime,das von Deutschland
ausging, mahnt unsere besondere Ver-
antwortung an und zwar immer wieder
neu. Gerade für den Bau  eines gemein-
samen europäischen Hauses ist dies un-
abdingbar. Das ist Identitätsstiftung
auf der Basis eines in die Zukunft ge-
wandten, zum Eingreifen auffordern-
den Erinnerns so wie es im Buchenwald-
Schwur heißt: „Die Vernichtung des Na-
zismus mit seinen Wurzeln ist unsere
Losung. Der Aufbau einer neuen Welt
des Friedens und der Freiheit ist unser
Ziel.“ Dem ist nichts hinzuzufügen.

Erklärung zum Rechtsradikalismus:
KÖLN/BERLIN.Das Präsidium des Deut-
schen Städtetages beobachtet mit gro-
ßer Sorge das neuerliche Erstarken
rechtsradikaler Kräfte in Politik und
Gesellschaft. „Die deutschen Städte
treten für eine wehrhafte Demokratie
ein. Sie wenden sich entschieden gegen
jegliche radikale Bestrebungen, die na-
tionalsozialistische Terrorherrschaft zu
verharmlosen und zu relativieren.“ In
der Erklärung vom 18.2.2005 empfiehlt
es den Städten:
• in den Räten kontinuierlich eine
starke politische Auseinandersetzung
mit etwaigen dort vorhandenen radika-
len Kräften zu führen und deren un-
aufrichtige Politik in eine breite Öf-
fentlichkeit zu tragen,
• die demokratische Bürgerschaft zu
unterstützen und mir ihr zusammenzu-
wirken, couragiert gegen die zutiefst
menschenfeindliche intolerante Propa-
ganda des Rechtsradikalismus vorzu-
gehen,
• jede Form der Zusammenarbeit de-
mokratischer Parteien mit Rechtsradi-
kalen in den Räten strikt abzulehnen,
• unter Berufung auf bestehende
Rechtsprechung zu so genannten
„Technischen Fraktionen“, die rechts-
radikale kommunale Mandatsträger
mit anderen Kräften zur Erlangung fi-
nanzieller Vorteile bilden, keine Zu-
wendungen für die Fraktionsarbeit zu
gewähren,
• alle zur Verfügung stehenden recht-
staatlichen Mittel einzusetzen, um ihre
städtischen Einrichtungen, wie bei-
spielsweise Stadthallen und Jugend-
einrichtungen, nicht als Bühne des
Rechtsradikalismus missbrauchen zu
lassen. www.staedtetag.de

Für Infrastrukturprogramm: BERLIN.
Der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund (DSTGB) hat sich für ein Infra-
strukturprogramm ausgesprochen, mit
dem die Kommunen die Wirtschaft an-
kurbeln würden. Dabei reiche es aber
nicht aus, den Kommunen nur günstige
Kredite anzubieten, wie es die Bundes-
regierung plane.Statt dessen müsse den
Kommunen „echtes Geld zur Verfügung
gestellt werden“. Das sei „jedenfalls
wichtiger als eine weitere Entlastung
der Unternehmen. Denn die haben be-
dauerlicherweise trotz geringerer Steu-
ersätze nicht dafür gesorgt, dass die
Nachfrage gestärkt wird und neue Jobs
entstehen.“ 

Dabei sprach sich Geschäftsführer
Landsberg für die Investition in Infra-
struktur im allumfassenden Sinne aus.
Das betrifft insbesondere Schulen,
Wege, Plätze, Schwimmbäder und
Sporteinrichtungen. Die wieder her-
zurichten, hätte auch einen positiven
Zusatzeffekt. Die Bürger haben derzeit
wenig Zukunftshoffnung. Das ist ein
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Der Erfolg hat viele überrascht. 27.435
Mülheimer Bürgerinnen und Bürger
stimmten am Sonntag, 27.2.2005, einem
„vorbeugenden Bürgerentscheid“ zu,
mit dem die weitere Privatisierung
kommunalen Eigentums in Mülheim
zunächst gestoppt wurde. Das in NRW
hohe Quorum von 20 % der Wahlbe-
rechtigten wurde damit um 248 Stim-
men überschritten.Der Jubel der Träger
des Bürgerbegehrens, eines Bündnisses
von attac, der Gewerkschaft ver.di, der
zweiköpfigen Ratsfraktion „Wir aus
Mülheim“, der Grünen und vor allem
der seit der letzten Kommunalwahl mit
5 Mandaten im Rat vertretenen Mülhei-
mer Bürger-Initiativen (MBI), war groß.
Er bindet die Verwaltung und die priva-
tisierungsfreudige Ratsmehrheit recht-
lich für zwei Jahre, politisch wahr-
scheinlich viel länger.

SPD, CDU und FDP haben in Mül-
heim in den letzten Jahren große Teile
der Abfallentsorgung und der Energie-
und Wasserversorgung an den RWE-
Konzern verkauft. Während der Kon-
zern Jahr für Jahr neue Spitzenprofite
vermeldet, stiegen Müllgebühren, Gas-
und Wasserpreise in Mülheim deutlich.
Der RWE-Konzern bedankte sich erst
Anfang des Jahres bei der Mülheimer
Oberbürgermeisterin Dagmar Mühlen-
feld (SPD) und berief sie in den Auf-
sichtsrat. Dass sie dafür 99.000 Euro im
Jahr an Aufwandsentschädigung erhält,
von denen Frau Mühlenfeld zunächst
keinen Cent an die Stadt abführen woll-
te, deckten die MBI auf. Frau Mühlen-
felds Begründung: Sie sei als Privatper-
son in den Aufsichtsrat berufen worden,
nicht als Oberbürgermeisterin. Damit
setzte sie die Argumentation ihres Vor-
gängers im RWE-Aufsichtsrat fort. Das
war der ehemalige Oberhausener Ober-
bürgermeister Jochen Drescher (SPD),
der vor einem Jahr auf einen lukrativen
Posten bei der Ruhrkohle AG wechselte
und sein Aufsichtsratsmandat genau
deshalb aufgab – er war eben nicht mehr
Oberbürgermeister, rein privat,versteht
sich.

Insofern ist der Erfolg des Bürgerbe-
gehrens auch ein Signal gegen den in
Mülheim besonders dicken Filz.Der Er-
folg war tatsächlich alles andere als ab-
sehbar, denn es gab keinen konkreten
Privatisierungsbeschluß des Rates. In
der Diskussion waren allerdings der
Verkauf von zwei städtischen Altenhei-
men und die Übertragung von Schulen
an private Bauunternehmen. Das

brachte das Faß zum Überlaufen und
dem ersten „vorbeugenden Bürgerent-
scheid“ gegen den kommunalen Aus-
verkauf den Erfolg.

Die komplizierte Frage lautete: 
„Soll die Stadt Mülheim an der Ruhr

es in Zukunft unterlassen, bei der Grün-
dung neuer bzw. der Änderung beste-
hender Gesellschaften im Bereich der
Daseinsvorsorge (insbesondere im Be-
reich der Entsorgung, der Stadtentwäs-
serung, der Versorgung mit Energie und
Wasser, des öffentlichen Personennah-
verkehrs, der Altenpflege, der Stadtbü-
cherei und der Unterhaltung von städ-
tischen Gebäuden und Anlagen) Gesell-
schaftsanteile an Private zu übertra-
gen?“ 

Die einfache Antwort war:
„Ja“.
Lothar Reinhard,Fraktionsvorsitzen-

der der MBI, sieht das Ergebnis denn
auch als „Riesenerfolg“ und als Signal
auch für andere Städte.Die MBI will die
Prioritätenliste des unter Zwangsbe-
wirtschaftung stehenden Haushalts der
Stadt Mülheim erneut diskutieren und
hat schon längst konkrete Vorschläge,
wie die Sanierung der Schulen mit ei-
genen Mitteln gehen kann.

Raimund Echterhoff, Landesfach-
gruppenleiter Gemeinden von ver.di,
verweist in der „taz“ Ruhr darauf, dass
die seit 15 Jahren von vielen Städten
verfolgte Strategie der Privatisierung
auch unter Gesichtspunkten der Haus-
haltssanierung gescheitert ist. Die
Schulden der Kommunen wachsen, die
kommunalen Investitionen, mit denen
die lokale Wirtschaft auf Trab gebracht
werden könnte, sind „auf historischem
Tiefstand“. Der Erfolg des Bürgerent-
scheids mache dagegen deutlich, dass
die Bürger/innen „die Gestaltung der
Daseinsvorsorge nicht privaten Unter-
nehmen überlassen wollen.“ (wof)

Grund dafür, dass sie ihr
Geld momentan nicht
ausgeben. „Wenn sie aber
merken, dass es in ihrer Stadt auch mal
wieder voran geht, ist das für sie auch
ein Hoffnungssignal!“ www.dstgb.de

„Stadt Bochum schafft hunderte
Ein-Euro-Jobs“: BOCHUM. „Die Stadt
Bochum will möglichst viele Ein-Euro-
Jobs schaffen. Bereits in den vergange-
nen Monaten sind an allen Bochumer
Schulen 80 derartige Stellen eingerich-
tet worden, die Tätigkeiten im Bereich
Schulassistenz, Ganztagsbetreuung
und Hilfstätigkeiten verrichten. Die
Stadt Bochum will auch im Grünflä-
chenbereich und der Altenbetreuung
Ein-Euro-Jobs schaffen.Wie die Sozia-
le Liste darüber hinaus erfuhr, hat die
Stadt Bochum allein mit dem „Institut
für berufliche Bildung Gisela Vogel“
160 Stellen geplant. Diese Stellen ha-
ben eine Laufzeit von neun Monaten.
Davon sind 200 Stunden als Qualifizie-
rung im Institut Vogel geplant. Weitere
Träger der sogenannten Qualifizierung
zum Ein-Euro-Jobber,die die Stadt Bo-
chum einsetzt, sind die Caritas und die
AWO.

Die Soziale Liste Bochum lehnt, wie
die GEW, das Konzept ab, mit Hilfe der
Ein-Euro-Jobs die Offene Ganztags-
schule zu realisieren.

www.bo-alternativ.de

Kinder werden aus Finanznot aus
den Kitas abgemeldet: NORDERSTEDT.
Mit Einführung der neuen Sozialge-
setzgebungen erhalten Arbeitslosen-
geldbezieherInnen im Kreis Segeberg
weniger Zuschüsse für Kindergarten-
plätze.Viele Eltern und Alleinerziehen-
de, die bisher von den Kitagebühren
gänzlich befreit waren, sollen seit dem
1. Januar für die Unterbringung ihrer
Kinder tief in die Tasche greifen. „Bei-
hilfen, zum Beispiel für Möbel oder Be-
kleidung, wurden von den Sozialäm-
tern bis Ende vergangenen Jahres noch
auf Antrag gewährt und einzeln ausge-
zahlt. Nach der Reform wird dieses
Geld pauschal auf das Kalenderjahr
verteilt und zusammen mit dem Ar-
beitslosengeld II ausgezahlt. Folge: Das
Einkommen der betroffenen Familien
erhöht sich dadurch scheinbar. Die Fol-
gen haben einige Familien im Kreis Se-
geberg bereits gespürt: In einigen Kom-
munen wurden nach Zuschussanträgen
ablehnende Bescheide erteilt.“ Die
SPD-Kreistagsfraktion beantragt eine
Änderung der Sozialstaffel für Kinder-
tagesstättengebühren rückwirkend
zum 1. Januar und fordert den Kreistag
auf, aktiv zu werden und weitere Ab-
lehnungen der Gebührenzuschüsse zu
vermeiden. www.infoarchiv-norder-
stedt.de Zusammenstellung: ulj

Kommunale
Politik

Kommunaler Ausverkauf gestoppt

„Riesenerfolg“ des 
Bürgerentscheides
gegen Privatisierung
in Mülheim
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Am 25. Februar 2004 hat die Europäi-
sche Kommission ihren entgültigen
Entwurf für eine Dienstleistungsricht-
linie vorgelegt, dem eine 30-seitige Be-
gründung vorgeschaltet ist und die mit
insgesamt 73 Erwägungsgründen be-
ginnt.1Vorausgegangen war dem Richt-
linienentwurf eine erste Phase, in der
die Kommission einen Bericht zur „Um-
setzung der Binnenmarktstrategie für
den Dienstleistungssektor“2 vorlegte,
der sich mit Schranken der Dienstleis-
tungsfreiheit befasste.

Die Kommission setzt auf die Argu-
mentationskette: Dienstleistungen sind
der Motor der Wirtschaftsentwicklung
in Europa (ca. 70% des Bruttoproduk-
tes) und die Freiheit der Anbieter, euro-
paweit agieren zu können (durch natio-
nale Rechtsbestände stärker be-
schränkt als der Warenverkehr), erhöhe
das Angebotsniveau und in der Folge die
Qualität von Dienstleistungen; Dienst-
leistungsfreiheit sei somit,wenn für den
entsprechenden Informationszugang
gesorgt würde, ein echter Vorteil für die
Verbraucher,die ansonsten von den Vor-
teilen des Binnenmarktes abgeschnit-
ten würden.

Die Vorlage der Richtlinie hat eine
weitreichende Kritik ausgelöst, die vor
allem unter den Stichworten Sozial-
dumping auf dem Arbeitsmarkt und Li-

beralisierung öffentlicher Dienste bzw.
Daseinsfürsorge und Umweltstandards
geführt wird.

Die Kritik argumentiert im Wesent-
lichen mit den Verbrauchern (sinkende
Qualität durch Liberalisierung und
Dumping) und dem Wirtschaftssubjekt,
das in der Argumentationskette der
Kommission gar nicht vorkommt, näm-
lich den Beschäftigten (Lohn- und So-
zialdumping; Außerkraftsetzen von Ar-
beitsschutzstandards), die Dienstleis-
tungen ausführen.

Praktisch umfasst die Richtlinie weit-
gehend alles, was unter dem Titel
Dienstleistung läuft. In dem auszugs-
weise dokumentierten Papier der Ge-
werkschaft Verdi3,wird ausgeführt,dass
damit in einem großen Bogen bestehen-
des Gemeinschaftsrecht konterkariert
oder faktisch außer Kraft gesetzt wer-
den soll.

Der eigentliche Clou liegt jedoch in
der Konstruktion der Richtlinie, die als
Rahmenrichtlinie deklariert wurde,
dann aber mit dem Herkunftslandprin-
zip im großen Bogen sowohl europäi-
sche als auch nationalstaatliche Rechts-
güter mit Bezug u.A. auf Zulassungsan-
forderungen, Umweltstandards, Tarif-
standards, Qualifikationsanforderun-
gen, Standards beim Arbeitsschutz, die
Arbeitsbeziehungen und im Gefolge die

Arbeitsgerichtsbarkeit aushebelt. Rah-
menrichtlinien setzen normalerweise
allgemeine Anforderungen zu spezifi-
schen Gegenständen, die in konkretes
nationales Recht umgesetzt werden
müssen und lassen strengere Regeln in
den Mitgliedsstaaten unangetastet.
Hier wird mit dem Herkunftslandprin-
zip in großem Schwung bestehendes
Recht außer Kraft gesetzt.

Die Schwäche der Kritik liegt in der
kaum vorhandenen Auseinanderset-
zung mit der oben beschriebene Argu-
mentationskette der Europäischen
Kommission, die sowohl im Bereich des
Zugangs zu als auch in dem Bereich des
Anbietens von Dienstleistungen die je-
weiligen Wirtschaftssubjekte positiv
anspricht.Verdi bezieht sich in dem do-
kumentierten Papier mindestens an-
satzweise positiv auf diese Zielstellung
und führt dann die Kritik am Entwurf,
der jetzt jedoch vorerst durch den Druck
aus einzelnen Mitgliedsstaaten und im
EP auf Eis gelegt wird. (rog)
QUELLEN: 
1 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates über Dienstleistungen
im Binnenmarkt (von der Kommission vorgelegt)
[SEK(2004)21] www. europa.eu.int/comm/inter-
nal_market/de/services/ser vices/index.htm 
2 Bericht der Kommission an den Rat und das Eu-
ropäische Parlament vom 30. 7.2002; KOM(2002)
441 endgültig 
3 Verdi: Stellungnahme zum Vorschlag für eine
EU-Richtlinie über Dienstleistungen im Binnen-
markt, www. verdi.de/0x0ac80f2b_0x01158750; i
nternal&action=verdi_show_listenkopf_ seite.
action

… (Die) Ziele als solche sind zu unter-
stützen. Auch ist der Abbau bürokrati-
scher Hindernisse sicherlich sinnvoll.
Mit der Dienstleistungsrichtlinie wird
aber deutlich, dass die Kommission als
wesentliches Prinzip zur Vollendung des
Binnenmarktes im Dienstleistungsbe-
reich nach wie vor den Wettbewerb
sieht. Dies widerspricht zum einen der
Lissabonstrategie aber auch dem Ver-
fassungsentwurf, der die Umgestaltung
der reinen EU-Marktwirtschaft zur so-
zialen Marktwirtschaft vorsieht.
1.Vorgehensweise
Mit dieser Richtlinie möchte die EU-
Kommission den gesamten Dienstleis-
tungsmarkt in der EU regeln, egal, ob es
sich z. B. um konkrete oder virtuelle
Dienstleistungen handelt.Die damit in-
tendierte umfassende Reichweite meint
die Kommission erreichen zu können,
indem sie von den spezifischen Charak-
teristika und Inhalten von Dienstleis-
tungen absieht und versucht, sie nur an
ihren Markteigenschaften festzuma-
chen (z. B. Kriterium der Entgeltlich-
keit) … 
Sie sucht alles dem Prinzip der Nieder-
lassungs- und Dienstleistungsfreiheit
zu subsumieren und unterwirft eine un-
absehbare Menge von Regelungstatbe-

ständen diesem Prinzip (von Entsen-
dung, über Verbraucherschutz, zu Be-
rufsanerkennung, zu Gesundheit und
internationalem Privatrecht, usw.) – …
Einbezogen werden in unübersehbarer
Anzahl oft schon jahrzehntelang gere-
gelte Materien (wie z. B. Zweignieder-
lassungsrichtlinie, die Entsenderichtli-
nie, E-Commerce-Richtlinie, Urheber-
recht, Fernsehrichtlinie), wie solche, die
gerade novelliert werden (Berufsaner-
kennungsrichtlinie, internationales
Schuldrecht, Verordnung über soziale
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer).
Dies führt zu erheblichen Widersprü-
chen der grundlegenden Prinzipien
(Marktort – Arbeitsort – Herkunftsland)
und zu unfassbaren Interdependenzen.
…
2. Die soziale Dimension
Die sozialen Bedingungen der Men-
schen,die in Europa leben und arbeiten,
sind nicht weniger wichtig als das
Funktionieren des Marktes …
2.1. Die Entsenderichtlinie von 1996
schreibt eindeutig fest, dem Arbeitsort-
prinzip folgend, dass die Beschäfti-
gungs- und Arbeitsbedingungen des Or-
tes gelten, wo die Dienstleistung er-
bracht wird. Dieses muss als Günstig-
keitsprinzip umfassende Gültigkeit be-

bzw. erhalten. Deshalb: 
• darf die Richtlinie keinen Ansatz bie-
ten (wie mit Art. 24 und 25), das Ar-
beitsortsprinzip der Entsenderichtlinie
durch das Herkunftslandsprinzip zu
durchlöchern 
• muss der Geltungsbereich der Ent-
senderichtlinie zumindest deckungs-
gleich mit dem Geltungsbereich der
Dienstleistungsrichtlinie sein. … 
• Da in Deutschland die Entsendericht-
linie nur im „absoluten Muss“, also für
den Bausektor umgesetzt wurde, muss
das deutsche Entsendegesetz novelliert
werden, vor allem mit der Zielrichtung,
die Tarifkonditionen des Arbeitsortes
für alle Dienstleistungsbereiche festzu-
schreiben … .
2.2. Wie soziale Konditionen geregelt
und eingehalten werden, hängt auch
stark davon ab, ob ihre Einhaltung tat-
sächlich kontrolliert werden kann.
Hier ist sicherlich vieles im Argen und
es ist zu begrüßen, wenn die Kommis-
sion die Kontrollmöglichkeiten bei der
grenzüberschreitenden Dienstleis-
tungserbringung verbessern will. Dass
sie dabei dem Land, in dem ein Dienst-
leister niedergelassen ist (Herkunfts-
land),mehr und klarere Verpflichtungen
auferlegt, ist gut. Dies darf aber nicht

ver.di-Stellungnahme zum Vorschlag für eine EU-Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt

„Herkunftslandprizip“  setzt bestehendes Recht außer Kraft

EU-Dienstleistungsrichtlinie in der Kritik



BDA und DIHT gegen Antidis-
kriminierungsgesetz. HB, Fr/Sa,
25./26.2.05. Die Wirtschaft kriti-
siert,dass der Gesetzesentwurf deutlich
über die EU-Vorgaben hinausgehe. Er
schaffe mehr Bürokratie und belaste die
Arbeitgeber übermäßig, so BDA-Präsi-
dent D. Hundt. Martin Wansleben,
Hauptgeschäftsführer des (DIHK),
warnte, das ganze Projekt belaste das
Reformklima in Deutschland und er-
zeuge „nahezu vorsätzlich“ schlechte
Stimmung in den Betrieben. Hundt be-
mängelte, dass beispielsweise die EU-
Richtlinien keine Haftung des Arbeit-
gebers für Dritte vorsähen. Dies könne
dazu führen, dass eine Kassiererin im
Supermarkt, die von einem Kunden in
diskriminierender Weise beschimpft
werde, den Arbeitgeber auf Schadens-
ersatz verklagen könne.

Sozial-Leitlinien für Firmen werden
ausgearbeitet. Die Internationale Nor-
mierungsorganisation ISO beschloss
Mitte Juni 2004 auf der internationalen
Konferenz zu „Social Responsibility“
(Soziale Verantwortung) Leitlinien zur
konkreten Umsetzung gesellschaft-
licher Verantwortung für Unternehmen.
Beim Deutschen Institut für Normung
(DIN) wurde im Dez. 2004 ein Arbeits-
auschuss von 28 Vertretungen aus Wirt-
schaft, Gewerkschaften, öffentlicher
Hand und Verbraucher-, Umwelt-
schutz- und Menschenrechtsorganisa-
tionen, der Wissenschaft sowie anderer
Organisationen gegründet. Das Bun-
deswirtschaftsministerium allerdings
lässt wissen, dass dieses Jahr keine
Mittel für die Arbeiten an dem ISO-
Leitfaden zur Verfügung gestellt wer-
den, da der Antrag auf Förderung zu
spät gestellt worden sei. Die deutschen
Wirtschaftsverbände setzen dem Pro-
jekt Widerstand entgegen. Ohne För-
dergelder werden die Kosten auf alle
Beteiligten verteilt,dann könne sich nur
noch die Wirtschaft die Normung leis-
ten und Gruppen wie NGOs und Wis-
senschaft blieben außen vor, so K. An-
kele vom Institut für ökologische Wirt-
schaftsforschung.

BDI verteidigt Dienstleistungsrichtli-
nie. HB, Do, 3.3.05. In den Entschei-
dungsgremien der EU findet die von der
EU-Kommission geplante Dienstleis-
tungsrichtlinie keine Mehrheit mehr.
Die CDU schlägt inzwischen auch vor,
eine „Positivliste“ mit jenen Bereichen
zu definieren, in denen das Herkunfts-
landprinzip angewendet werden könn-
te. In sozialpolitisch relevanten Kern-
feldern soll laut dem CSU-Abgeordne-
ten weiterhin das Bestimmungsland-
prinzip gelten. Entsprechend ärgerlich
reagierte der Bundesverband der Deut-
schen Industrie (BDI). „Eigendynamik
und Rechtssicherheit des Kommissions-
vorschlags gehen verloren“, warnt ein
BDI- Sprecher. Presseauswertung: rst
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Wirtschafts-

presseeinhergehen mit der Verminderung von
Kontrollmöglichkeiten des Landes, in
dem die Dienstleistung erbracht wird
(Art. 24 und 25). …
2.3. Für die Qualität von Dienstleistun-
gen ist es wesentlich,welche beruflichen
Qualifikationen ein Dienstleistungsan-
bieter aufweist.
Mit dem vorliegenden Entwurf einer
Richtlinie zur Anerkennung beruflicher
Qualifikationen wird eine EU-weite
Harmonisierung angestrebt.
Die Dienstleistungsrichtlinie muss da-
mit kohärent sein. …
2.4. Leiharbeit: Leiharbeit ist zum einen
von der Entsenderichtlinie umfasst.
Deshalb unterstreicht auch diese The-
matik das unter 2.1 Angeführte.
Es ist jedoch schon lange klar, dass die
Entsenderichtlinie Leiharbeit nicht im
nötigen Maße regelt, weshalb eine ei-
genständige europaweite Regelung der
Leiharbeit in Angriff genommen wurde.
Dieser Richtlinienentwurf liegt auf Eis
– er muss verabschiedet werden …
3. Qualität von Dienstleistungen und
Verbraucherschutz
Die Ausdehnung des Dienstleistungs-
marktes setzt zwingend voraus, dass
qualitativ hochwertige Dienstleistun-
gen angeboten werden und die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher in der Lage
sind,solche verlangen und kontrollieren
zu können … Die umfänglichen Infor-
mationspflichten seitens der Dienstleis-
tungserbringer bzw. ihrer Staaten zu-
gunsten der Dienstleistungsempfänger
schaffen einheitliche Rahmenbedin-
gungen, die sich auf die Qualität von
Dienstleistungen auswirken, und sind
sehr zu begrüßen. Da sie als Pflicht für
alle Mitgliedstaaten vorgeschrieben
werden,erhöhen sie das Vertrauen in die
grenzüberschreitende Erbringung von
Dienstleistungen.
Derartige Regelungen sind wichtig und
dienen als Absicherung eines Mindest-
Qualitätsniveaus in der EU. Dennoch
bleibt es mittelfristig der richtige Weg,
eine europaweite Harmonisierung von
Qualitätsstandards auf hohem Niveau
voranzubringen; die erwähnten europä-
ischen Maßnahmen zur Qualitätssiche-
rung, wie Zertifizierung, Normung, Gü-
tesiegel usw., müssen vertieft und er-
weitert, ihre Verbindlichkeit verbessert
werden. …
4. Reichweite
In ihren Entwurf will die Kommission
im Prinzip sämtliche Dienstleistungen
einbeziehen, das heißt ohne ihren Char-
akter, ohne ihre Spezifika usw. zu be-
rücksichtigen. Dabei kommt es bei der
Definition des Geltungsbereiches (Art.
2) zu zumindest missverständlichen
Formulierungen. Deshalb sind in Art. 2
klar auszunehmen: 
• Verkehrsdienstleistungen … 
• Gesundheitsdienstleistungen … 
• Wasserver- und Abwasserentsorgung … 
• Audiovisuelle und kulturelle 

Dienstleistungen … 

• Daseinsvorsorge …
5. Niederlassungsfreiheit …
6. Herkunftslandprinzip und 

Ausnahmen …
7. Schlussfolgerungen
Es ergeben sich neben den im einzelnen
bereits genannten Forderungen zu-
sammenfassend insbesondere folgende
Schlussfolgerungen:  (•…)
• Nationale Gesetzgebung und/oder Ta-
rifverträge über Löhne, Arbeitsbedin-
gungen sowie Sicherheit und Gesund-
heitsschutz müssen für alle Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer gelten, die
im Hoheitsgebiet des jeweiligen Landes
tätig sind. Lücken müssen beseitigt
werden.
• Das Herkunftslandprinzip sollte auf
der Basis harmonisierter, sektoraler Be-
dingungen angewandt werden, wie z.B.
von den europäischen Sozialpartnern
im privaten Wach- und Sicherheitsge-
werbe gefordert, oder auf grundlegen-
den Harmonisierungen, wie sie z.B. mit
dem Richtlinienentwurf zur Anerken-
nung beruflicher Befähigungsnach-
weise vorliegen.
• Der Richtlinienentwurf über Dienst-
leistungen im Binnenmark muss im
Hinblick auf die Arbeitsbeziehungen
genau geprüft werden. ver.di wendet
sich gegen alle Initiativen oder Ausle-
gungen des Herkunftslandprinzips, das
die nationalen,auf Tarifverträgen beru-
henden Gepflogenheiten auf dem Ar-
beitsmarkt direkt oder indirekt unter-
wandern und gleichzeitig zu einem dra-
matischen Anstieg der Gefahr des Sozi-
aldumpings führen würde.
• Beschäftigung- und Arbeitsbedin-
gungen müssen in allen der Richtlinie
unterliegenden Bereichen ausnahmslos
dem Arbeitsortprinzip unterliegen.
Zeitgleich zur Verabschiedung der
Richtlinie muss deshalb die Entsende-
richtlinie entsprechend geändert wer-
den. Ohne ein derartiges Junktim kann
und darf es keine Dienstleistungsricht-
linie geben. (• …)
• Die Kontrolle muss der Verantwor-
tung des Landes unterliegen, in dem die
Dienstleistung erbracht wird, …
• Die Leiharbeitsagenturen dürfen
nicht in den Anwendungsbereich der
Richtlinie fallen, und die Entschei-
dungsträger der EU müssen dem noch
offenen Rechtstext den Vorrang geben.
• Alle Verkehrsdienstleistungen,
Dienstleistungen der Gesundheitsver-
sorgung, alle sozialen Dienste und die
Übernahme der Kosten, alle audiovi-
suellen und kulturellen Dienste sowie
Dienste der Versorgung und Entsorgung
müssen vollständig vom Anwendungs-
bereich dieser Richtlinie ausgenommen
werden.
• Zumindest sollte das Rechtssetzungs-
verfahren für diese Richtlinie solange
nicht weiter verfolgt werden, solange
nicht eine Rahmenrichtlinie zu Dien-
sten von allgemeinem Interesse erarbei-
tet ist.
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Gesetz zur Änderung des 
Versammlungsrechts blen-

det Potsdamer Abkommen
aus. Der Gesetzentwurf der

Bundesregierung zur Änderung des
Versammlungsgesetzes und des Straf-
gesetzbuches gegen die Zunahmen
rechtsextremer Aktivitäten hat den
Bundestag in der ersten Klippe über-
wunden und kommt jetzt in die zweite
Lesung.

Die Überlegung, unterhalb eines Ver-
bots durch eine Gesetzesinitiative tätig
zu werden, ist grundsätzlich begrü-
ßenswert, aber auch nicht neu.

Hatte nicht die PDS-Bundestags-
fraktion unter Federführung der dama-
ligen Bundestagsabgeordneten Ulla
Jelpke bereits im Jahre 2000 mit der
Bundestagsdrucksache 14/3309 einen
Antrag eingebracht? Dieser Gesetzent-
wurf sah die Einführung eines §86b im
Strafgesetzbuch vor:

„Verherrlichung verbotener natio-
nalsozialistischer Organisationen.

Mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
eine der im Potsdamer Abkommen,
durch das Nürnberger Militärtribunal
oder durch Gesetze der Alliierten Sie-
germächte verbotenen nationalsozia-
listischen Organisationen in Wort, Ton
oder Bild verherrlicht.“

Dieser Gesetzentwurf fand im Bun-
destag keine Mehrheit. Insbesondere
Bündnis 90/Die Grünen lehnte eine Ge-
setzesänderung ab.

Der Unterschied zum jetzigen Ge-
setzentwurf von Rot-Grün ist schon be-
trächtlich, weil der Bezug auf die Ge-
setze der Alliierten Siegermächte und
zum Potsdamer Abkommen komplett
ausgeblendet wird.Aber nur ein solcher
Bezug würde eine umfassende straf-
rechtliche Handhabe gegen Nazi-Pro-
paganda ermöglichen. Zum Beispiel
wäre das Rufen der Parole „Ruhm und
Ehre der Waffen-SS“ dann nicht mehr
möglich, weil die Waffen-SS in diesen
Abkommen als verbrecherische Orga-
nisation eingestuft wird.

Der vorliegende Gesetzentwurf von
Rot-Grün bezieht sich dagegen auf den
§6 des Völkerstrafgesetzbuches des
Internationalen Strafgerichtshofs.

Zwar bezieht sich Punkt 1 ausdrück-
lich auf den Nationalsozialismus und
indirekt auf das Urteil des Nürnberger
Militärgerichtshofes,aber die Alliierten
Kontrollratsbestimmungen und das
Potsdamer Abkommen sind ausgeblen-
det.

Der Punkt 2 kann auch auf die Ver-
herrlichung von Völkermord z.B. in Ju-
goslawien angewandt werden.
Artikel 2 Absatz 3 aus dem Gesetzent-
wurf: „Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf
Jahren oder mit Geldstrafe wird be-
straft, wer in einer Weise, die geeignet
ist, den öffentlichen Frieden zu stören,

offentlich oder in einer Versammlung
eine Handlung im Sinne von §6 Abs.1
des Völkerstrafgesetzbuches,
1. die unter der nationalsozialistischen
Gewalt- und Willkürherrschaft began-
gen wurde, billigt, rechtfertigt, leugnet
oder verharmlost oder
2. die unter einer anderen Gewalt- und
Willkürherrschaft begangen wurde, so-
weit die Handlung durch die rechts-
kräftige Entscheidung eines internatio-
nalen Gerichts, dessen Zuständigkeit
die Bundesrepublik Deutschland aner-
kannt hat, festgestellt ist, billigt, recht-
fertigt, leugnet oder gröblich verharm-
lost.“

Sicher sollte man die Verherrlichung
auch dieser Gräueltaten ächten. Nur
wird hier die Tür geöffnet, den beson-
deren Terror des Hitlerfaschismus mit
anderen Terrorherrschaften auf eine
Stufe zu stellen. Dies sollte man in der
Bundesrepublik auf keinen Fall tun und
den Nazis auch nie erlauben. Denn ei-
nes ist historisch erwiesen: Die indus-
trielle Vernichtung von Millionen von
Juden, Linken, Behinderten und vielen
anderen Opfergruppen ist und bleibt in
der Geschichte ein einmaliges Ereignis.

Genau das aber wollen die Nazis im
ersten Schritt in Frage stellen. Au-
schwitz soll von einem Vernichtungsla-
ger zu einem Gefängnis uminterpretiert
werden.In der zweiten Lesung im Deut-
schen Bundestag werden jetzt CDU und
CSU versuchen,den Gesetzentwurf von
Rot/Grün noch weiter zu verwässern.
Deshalb sollten die PDS-Abgeordne-
ten, aber auch alle antifaschistischen
Kräfte, versuchen, den antifaschisti-
schen Begründungszusammenhang,
wie er im Artikel 139 GG, den Alliier-
ten Kontrollratsgesetzen und dem Pots-
damer Abkommen entwickelt wurde,in
die Diskussion zu bringen.

Faschismus ist eben keine Meinung,
sondern ein Verbrechen!   Jörg Detjen

Beweg Dich – damit
sich was bewegt 
solid, die unabhängige
Jugendorganisation
der PDS beteiligt sich
an der Kampagne auf-
mucken-gegen-rechts.
Im Mittelpunkt der
Kampagne steht eine
CD gegen Rechts. Auf
der Internetseite wird
das Projekt beschrie-
ben:
„Wenn braunes Ge-
dankengut immer
mehr AnhängerInnen
findet, wenn in Sach-
sen die NPD bei der
Landtagswahl 9,2 %
der Stimmen bekommt, wenn jedeR
fünfte der JungwählerInnen NPD oder
DVU wählen, wenn „AusländerInnen“

auf der Straße zusammengeschlagen
werden und Neonazis an Schulen ver-
suchen Nachwuchs anzuwerben – dann
wird es höchste Zeit aktiv zu werden! 

Mitte des Jahres 2004 kündigten Na-
ziorganisationen an, eine CD mit dem
Titel „Anpassung ist Feigheit – Lieder
aus dem Untergrund“ zu veröffent-
lichen. Diese CD soll vor Schulen ver-
teilt werden, um Jugendlichen rechte
Propaganda auf musikalische Weise nä-
her zu bringen und sie so langfristig an
die rechte Szene und Organisationen zu
binden.

Auch aus diesem Grund hat ['solid] –
die sozialistische jugend in enger Ko-
operation mit den Gewerkschaftsju-
genden und Stiftungen, die Initiative
ergriffen, um mit „Aufmucken gegen
Rechts – Beweg dich,damit sich was be-
wegt!“ ein antifaschistische Offensive
gegen rechte Jugendkultur zu starten.

Mittelpunkt des Projektes ist eine CD
mit Songs von namhaften KünstlerIn-
nen. Ein weiterer Bestandteil sind Bro-
schüren, Materialien, Infoveranstal-
tungen und Konzerte. Wir wollen hier
über die Hintergründe der Neonazi-CD
informieren, ihre menschenverachten-
den Inhalte entlarven, unsere Kampag-
ne vorstellen und praktische Tipps ge-
ben, was mensch gegen die neonazisti-
sche Hetze tun kann.Werde mit Freun-
den selbst aktiv, macht was in eurer
Schule, in eurer Stadt.“
Quelle:
www.aufmucken-gegen-rechts.de

Die „Partei Arbeit & soziale Gerechtig-
keit“ hat Probleme mit dem trotzkisti-
schen SAV. Das ND berichtet:

„Auslöser ist ein Beschluss des Wahl-
alternative-Vorstandes, in dem ,Funk-
tionärsträger und Kandidaten auf den
Listen der ASG, die gleichzeitig der
SAV angehören‘, aufgefordert werden
,aus der SAV auszutreten‘.Und das,ob-

wohl Doppelmitgliedschaf-
ten nach Wahlalternative-
Satzung noch bis Ende des
Jahres möglich sind. Wäh-
rend man bei der SAV von
einer ,Zwei-Klassen-Mit-
gliedschaft‘ spricht und das
Ende ,der Ausgrenzung von
SozialistInnen‘ fordert, geht
dem bundesweit prominen-
testen ASG-Vorstand, dem
Schweinfurther IG-Metall-
Funktionär Klaus Ernst,der
Beschluss offenbar noch
nicht weit genung. In einem
Brief an die Vorstands-Kol-
legen spricht Ernst, der ei-
nen Teil des gewerkschaft-
lichen Lagers in der ASG
hinter sich weiß, sogar von

einem möglichen Scheitern der Wahlal-
ternative.“

Zusammenstellung:jöd
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Lektüreempfehlung

Joseph Conrad,
Herz der 
Finsternis,
neu gelesen
Als der belgische König Leopold vor nur
einem Jahrhundert, 1908, gezwungen
wurde, seine bis dahin private Kolonie
Kongo an den belgischen Staat abzu-
treten, war die Bevölkerung des afrika-
nischen Landes gegenüber dem Beginn
des Kolonialregimes 1885 um schät-
zungsweise 10 Millionen geschwunden.
In der kurzen Zeitspanne von nicht ein-
mal zweieinhalb Jahrzehnten waren
Millionen ermordet, zu Tode gearbeitet,
in Folge der Zwangsarbeit, der Aus-
plünderung des Landes,der Vertreibung
aus ihren Dörfern und der Vernichtung
ihrer Lebensgrundlagen an Hunger,
Entkräftung, Krankheiten, Obdachlo-
sigkeit gestorben; zudem war die Ge-
burtenrate dramatisch gesunken.1

Auf die erste große Massenbewegung
in Europa und den USA gegen die Gräu-
el des Kolonialismus, die sich gegen das
Regime Leopolds in Kongo richtete und
den belgischen König schließlich zur
Abtretung zwang2, hatte wohl auch ein
Roman Einfluss ausgeübt. Adam Hoch-
schild, der erstmals den Völkermord im
Kongo umfassend untersuchte und dar-
stellte, bezeichnet den 1899 erschiene-
nen Kurzroman „Herz der Finsternis“
von Joseph Conrad als „eine der ver-
nichtendsten Anklagen gegen den Im-
perialismus in der gesamten belletristi-
schen Literatur“.3 Kritikern gilt „Herz
der Finsternis“ als einer der größten
Kurzromane der europäischen Litera-
tur. Jüngst erst hat ihn die Süddeutsche
Zeitung in ihre Bibliothek der 50 gro-
ßen Romane des 20. Jahrhunderts auf-
genommen.4

Joseph Conrad selbst hat hervorgeho-
ben: „Das ,Herz der Finsternis‘ ist Erle-
ben, … ein bisschen (und nur ein ganz
kleines bisschen) über die eigentlichen
Fakten des Falles hinaus abgewan-
delt.“5

1890 hatte Conrad,ein gebürtiger Pole
aus dem ukrainischen Berditschew, der
damals noch Józef Teodor Konrad Kor-
zeniowski hieß, nach einem Jahrzehnt
Dienst als Schiffsoffizier in der briti-
schen Marine bei einer belgischen Han-
delsgesellschaft als Offizier eines
Dampfbootes angeheuert, das den Kon-
go befuhr. Er führte während seines
sechsmonatigen Aufenthaltes Tage-
buch. Acht Jahre später verarbeitete er
die Erfahrungen seines Kongo-Aufent-
haltes in „Herz der Finsternis“.

In seinem Roman lässt Conrad einen
fiktionalen Erzähler – Marlow – bei ei-
ner kontinentalen Elfenbeinhandelsge-
sellschaft anheuern, um in der afrikani-
schen Kolonie ein Dampfboot einen na-
menlosen Fluss bis tief ins Landesinne-
re hinaufzusteuern. Zielort ist eine
Niederlassung, in der der äußerst er-
folgreiche Handelsagent Kurtz statio-
niert ist, der mit blutigen Methoden ge-
waltige Mengen Elfenbein zusammen-
gerafft hat.

Von dieser Fahrt gibt Marlow, fast
schon beiläufig, dadurch um so ein-
drucksvollere Schilderungen von der
Entvölkerung des Landes, von der Qual
der Zwangsarbeit beim Eisenbahnbau
und vom Massensterben der Afrikaner.

„Ein leises Klirren hinter mir ließ
mich den Kopf wenden. Sechs
Schwarze mühten sich in einer Reihe
den Pfad hinauf.Sie schritten aufrecht
und langsam einher, balancierten
kleine Körbe voll Erde auf den Köp-
fen, und das Klirren hielt Takt mit ih-
rem Schritt. Schwarze Lappen waren
um ihre Lenden gewickelt, und die
hinteren Zipfel bewegten sich wie wa-
ckelnde Schwänze. Ich konnte alle
ihre Rippen zählen; die Gelenke ihrer
Gliedmaßen waren wie Knoten in ei-
nem Seil; jeder hatte einen eisernen

Ring um den Hals, und sie waren alle
durch eine Kette miteinander verbun-
den, die zwischen ihnen, rhythmisch
klirrend, hin und her schwang. (…)
Ihre mageren Brustkörbe keuchten,
die wild geblähten Nüstern bebten, die
Augen starrten steinern den Hügel
hinan. Sie schritten im Abstand von
kaum sechs Zoll an mir vorüber, ohne
mir einen Blick zuzuwerfen, mit die-
ser vollkommenen, totenähnlichen
Gleichgültigkeit unglücklicher Wil-
der.“ (S. 24f.)
„Schwarze Gestalten kauerten, lagen,
saßen ringsumher zwischen den Bäu-
men, an die Stämme gelehnt, sich an
die Erde klammernd, halb sich ab-
zeichnend in dem trüben Licht, halb
davon verwischt, in allen Stellungen
des Schmerzes, der Preisgegebenheit,
der Verzweiflung. Auf den Klippen ex-
plodierte wieder eine Sprengladung,
und durch den Boden unter meinen
Füßen lief ein leises Beben. Die Arbeit
ging weiter. Die Arbeit! Und dies war
der Ort, wohin sich einige der Helfer
zurückgezogen hatten, um zu sterben.
Sie starben langsam, das war sehr
deutlich. Sie waren keine Feinde, sie
waren keine Verbrecher, sie waren
nichts Irdisches mehr – nichts als
schwarze Schatten der Krankheit und
des Hungers, die durcheinanderge-
worfen in der grünlichen Düsternis la-
gen. Herangeschleppt aus allen
Schlupfwinkeln der Küste, mit der
ganzen Rechtmäßigkeit zeitlicher Ver-
träge, verloren in einer unfreund-
lichen Umgebung, versorgt mit unzu-
länglicher Nahrung, begannen sie da-
hinzusiechen, sie wurden arbeitsun-
tauglich und erhielten die Erlaubnis
davonzukriechen, um sich auszuru-
hen.“ (S. 27)
Marlow zieht es zu dem ihm unbe-

kannten, geheimnisumwitterten Kurtz.
Kurtz bleibt in der  Erzählung wie hin-
ter einem Vorhang, auch als ihn Marlow
endlich erreicht und den Schwerkran-
ken mit zurücknimmt.Kurtz stirbt noch
auf der Rückfahrt: „Flüsternd schrie er
einem Bild, einer Vision zu – zweimal
schrie er, ein Schrei, der nicht mehr war
als ein Hauch: ,Das Grauen! Das Grau-
en!‘“ Gerade dadurch, dass die Kurtz’
Gestalt vage bleibt, gelingt es Conrad,
Schicht um Schicht dieser furchtbaren
kolonialen Existenz freizulegen, diese
Mischung aus Abenteurer und Intellek-
tuellem (Kurtz betätigt sich u.a. als Ma-
ler, Dichter, Journalist), aus Mordlust,
Raffgier, Wahnsinn, Begierde, Charis-
ma, Sentimentalität, Menschenverach-
tung und Verzweiflung.Kurtz hat für die
Internationale Gesellschaft zur Unter-
drückung primitiver Bräuche einen Be-
richt verfasst, „siebzehn engbeschrie-
bene Seiten“, über den Marlow berich-
tet: 

„Er vermittelte mir die Vorstellung ei-
ner fremdartigen Unermesslichkeit,
die von erhabener Güte beherrscht

Die AG Philosophie/Soziologie hat be-
schlossen, in ihrem nächsten Kurs im
August 2005 interkulturelles Zusam-
menleben zum Thema zu machen. Zur
Vorbereitung stellen wir in lockerer Fol-
ge verschiedene Romane und Autoren
vor, die aus unterschiedlichen Perspek-
tiven Fragestellungen aufarbeiten bzw.
zu ihnen hinführen. Weitere Beiträge
oder Hinweise sind sehr erwünscht.

Eva Detscher, Christiane Schneider
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wird. Es ließ mich vor Begei-
sterung erzittern. Dies war
die unbegrenzte Macht der
Beredsamkeit – der Worte –
glühender, edler Worte. Da
gab es keine praktischen
Hinweise, die den Zauber-
fluss der Rede unterbrochen
hätten, wenn nicht eine Art
Fußnote auf der letzten Sei-
te, die offensichtlich viel spä-
ter und mit unsicherer Hand
hingekritzelt worden war,
als eine methodische Anlei-
tung betrachtet werden
kann. Sie war sehr einfach,
und am Ende dieses bewe-
genden Appells an alle unei-
gennützigen Gefühle flamm-
te sie einem entgegen, strah-
lend und erschreckend – wie
ein Blitz aus heiterem Him-
mel: ,Rottet all diese Bestien
aus!‘“ (S. 81f.)
Hochschild weist überzeu-

gend nach, dass die Romanfi-
gur des Kurtz von einer Reihe
leibhaftiger Kolonialisten in-
spiriert war, vor allem von ei-
nem gewissen Léon Rom, mit
dem Conrad im Kongo auch
zusammengetroffen sein dürf-
te.6 Rom war belgischer
Hauptmann im Kongo, der
malte, u.a. ein Buch verfasste
mit dem Titel „Le Nègre du
Congo“, in dem er sich in ei-
nem Kapitel auch über den „Neger im
Allgemeinen“ auslässt und das im Ton-
fall dem Kurtzschen Berichts für die
Internationale Gesellschaft zur Unter-
drückung primitiver Bräuche ähnelte,
und Menschenköpfe sammelte – wie
Kurtz.

„Scheuklappen der Xenophobie“

Doch trotz der vernichtenden Kritik an
den brutalen kolonialen Ausplünde-
rungsmethoden,trotz der eindrucksvol-
len Schilderungen der Qualen der
Unterworfenen, die Sicht Marlows, und
damit Conrads, bleibt beschränkt.

Marlow hebt mit seiner Erzählung an
während eines Segeljacht-Ausflugs auf
der Themse nahe der Mündung, zu der
ein Direktor von Handelsgesellschaften
geladen hat. Die Stimmung dieser Ge-
sellschaft, die den „lichterfüllten
Raum“ der Themsemündung vor sich
sieht, schildert Conrad so: „Welche Grö-
ße trieb nicht mit der Ebbe jenen Flus-
ses in das Rätsel der unbekannten Welt
hinaus! … Die Träume der Menschen,
der Same von Nationen, der Keim zu
Weltreichen.“ In dieser Stimmung be-
ginnt Marlow seine Erzählung mit einer
Parallele.Er erinnert an die Zeit,als Bri-
tannien, damals noch „einer der dunk-
len Plätze der Erde“, durch die Römer
erobert wurde, durch römische Legio-
näre, Präfekten, Steuereinnehmer und
in ihrem Gefolge „rechtschaffene junge

Bürgermann(en)“, die aus dem Licht
kommend im Sumpf landen, „von der
Barbarei, der reinsten Barbarei umge-
ben – dem ganzen geheimnisvollen Le-
ben der Wildnis, das sich da regt im
Wald, im Dickicht, im Herzen der Wil-
den. (… ) Das Faszinierende des Gräu-
lichen, wisst ihr –, denkt nur an die
wachsende Reue, an die Sehnsucht, von
hier fortzukommen, den ohnmächtigen
Abscheu, das Ausgeliefertsein, den
Hass.“ (S. 10) 

Mit dieser auf Kurtz und Seinesglei-
chen weisenden Parallele setzt Conrad
zugleich den Unterschied:

„Wohlgemerkt …, keiner von uns hät-
te genau dieses Gefühl gehabt.Was uns
rettet, ist der Nutzeffekt – die Vergöt-
terung des Nutzeffekts. Aber diese
Burschen taugten im Grunde nicht
viel. Sie waren keine Kolonisten; ihr
Verwalten war lediglich ein Aussagen
und sonst nichts, fürchte ich. Sie wa-
ren Eroberer, und dazu bedarf es
nichts als roher Gewalt – nichts, des-
sen man sich rühmen dürfte, da die ei-
gene Stärke bloß ein Akzidens ist, das
aus der Schwäche der anderen resul-
tiert. Sie rissen an sich, was sie konn-
ten, nur darauf bedacht, sich nichts
entgehen zu lassen. Es war schlicht
Raub unter Gewaltanwendung, Mord
unter erschwerenden Umständen in
großem Stil … Die Eroberung der
Welt, die im Wesentlichen darauf hin-

ausläuft, dass man sie denen fort-
nimmt, die eine andere Hautfarbe
oder etwas plattere Nasen als wir ha-
ben, ist, genau besehen, nichts Erfreu-
liches. Was mit ihr versöhnt, ist die
Idee allein.Eine Idee steht fraglos hin-
ter ihr; kein sentimentaler Anspruch,
sondern eine Idee; und ein selbstloser
Glaube an die Idee – etwas, das man
aufrichten, vor dem man sich vernei-
gen, dem man Opfer bringen kann.“
(S. 10f.)
Die „Idee“ der imperialen Herrschaft

der europäischen über die nicht-euro-
päische Welt bleibt, so scheint es, trotz
der schroffen Diskrepanz zur ihrer Pra-
xis bei Conrad unangefochten. Dafür
sprechen nicht nur die verstreuten Hin-
weise des Erzählers, die das britische
Empire vom belgischen Kolonialismus
abzuheben versuchen.7 Dafür spricht
vor allem seine Beschreibung der Afri-
kaner,die vor allem eines dokumentiert:
das Gefühl einer wie selbstverständlich
vorausgesetzten, nicht in Frage gestell-
ten Überlegenheit des weißen Euro-
päers gegenüber dem schwarzen „Wil-
den“, die jenen zum Herrschen und die-
sen zu seinem eigenen Besten zum Be-
herrscht-Werden bestimmt.Über seinen
Heizer zum Beispiel berichtet Marlow:

„Und zwischendurch musste ich noch
auf den Wilden aufpassen, der heizte.
Er war ein veredeltes Exemplar; er
konnte einen Kessel bedienen. Er ar-
beitete dort unter mir, und auf mein
Wort, ihm zuzusehen war so possier-
lich, wie es der Anblick eines Hundes
ist, der, mit Hosen und Federhut be-
kleidet, auf seinen Hinterbeinen geht.
(…) Eigentlich hätte er dort am Ufer
in die Hände klatschen und mit den
Füßen stampfen sollen; stattdessen
verrichtete er harte Arbeit, ein Skla-
ve fremder Zauberkunst, voller ver-
edelnder Kenntnisse. Er war zu ge-
brauchen, weil er unterwiesen worden
war; …“ (S. 60)
Einer der großen Schriftsteller Afri-

kas in der Gegenwart, Chinua Achebe,
hat in einem bitteren Aufsatz8 darauf
hingewiesen, dass es, bis auf zwei Aus-
nahmen, nicht Conrads Absicht gewe-
sen ist,„den ,rudimentären Seelen‘ Afri-
kas eine Sprache zuzubilligen“.9 An ei-
ner Stelle erzählt Marlow seinen Zuhö-
rern:

„Aber plötzlich … konnte es sein, dass
sich uns en flüchtiger Blick auf Schilf-
wände, auf spitze Grasdächer öffnete,
auf wildes Gezeter, ein Gequirl von
schwarzen Gliedmaßen, eine Masse
klatschender Hände, stampfender
Füße, schwankender Leiber, rollender
Augen … Der Dampfer arbeitete sich
weiter am Rande der schwarzen und
unverständlichen Raserei hin.“ (S.58)
„Wir waren vom Verständnis unserer

Umgebung abgeschnitten“, lässt Con-
rad Marlow sagen. „Wir konnten nichts
verstehen, weil wir zu weit voraus wa-
ren …“ (S. 58) Gerade dass er die Afri-

Zwei Jugendliche aus dem Äquatorialbezirk. Sit-
zend Mola; seine Hände wurden durch Wundbrand
zerstört, nachdem ihm Soldaten zu enge Fesseln an-
gelegt hatten. Stehend Yoka; seine rechte Hand
wurde ihm von Soldaten abgeschlagen, die ihn als
Getöteten mitzählen wollten. Bei Strafexpeditio-
nen gegen Dörfer, die sich der Zwangsarbeit wider-
setzten, wurde von den Offizieren verlangt, als Be-
weis für jede Tötung eine abgeschnittene Hand zu-
rückzubringen.
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kaner noch der Menschheit zurechnet:
„Es war unirdisch, und die Menschen
waren … Nein, sie waren nicht un-
menschlich. Wisst ihr, das war das
Schlimmste – dieser Verdacht, sie
seien nicht unmenschlich. Er drängte
sich einem langsam auf. Sie heulten
und hüpften und drehten sich um sich
selbst und schnitten fürchterliche Gri-
massen; doch was einen schaudern
ließ, das war gerade der Gedanke an
ihre Menschlichkeit – unserer gleich 
–, der Gedanke an unsere entfernte
Verwandtschaft mit diesem wilden
und leidenschaftlichen Aufruhr.Häss-
lich.“ (S. 58f.)
Was Conrad und die Welt, aus der er

kommt und für die er schreibt, vom
„Verständnis unserer Umgebung“ ab-
schneidet, ist aber etwas ganz anderes
als die behaupteten Unterschiede zwi-
schen weißen Europäern und Afrika-
nern. Es sind die „Scheuklappen der
Xenophobie“, wie Achebe zu Recht kri-
tisiert, des Rassismus. Die Vorstellung
von der „Ungleichheit der Rassen“ – so
der Titel des berüchtigten Buchs von
Gobineau, das wenige Jahrzehnte zuvor
erschienen war – und der Inferiorität
vor allem der Schwarzen war im 19.
Jahrhundert in Europa und den USA zu
einer Kolonialismus und Imperialismus
legitimierenden Ideologie ausgearbeitet
und pseudowissenschaftlich untermau-
ert worden. Sie gehörte zum festen Be-
standteil eines übergreifenden,weit rei-
chenden gesellschaftlichen Konsenses.

Aber es gab auch Gegenpositionen,
eine sich entwickelnde, zunehmend
auch wissenschaftlich fundierte Kritik
am Rassismus.10 Es soll an dieser Stel-
le ausdrücklich erwähnt werden, dass
schon früh Afrikaner wie Edward Wil-
mot Blyden (1832-1912) oder James
Africanus B. Horton (1835-1883)11 oder
Afroamerikaner wie W.E.B. Du Bois
(1868- 1963) mit der Ausarbeitung fort-
geschritten antirassistischer Positionen
nicht nur Widerstand stützten, sondern
auch Brücken für interkulturelle Ver-
ständigung zu schlagen versuchten –
ohne zunächst viel Gehör zu finden.

Ahnung des Verlustes

An nur einer Stelle lässt Conrads Er-
zähler Marlow Interesse daran erken-
nen, was der europäische Einfall in den
afrikanischen Kontinent bei dessen Be-
wohnern auslöst oder auslösen könnte.
Er stellt sich, auf verquere Art, die Fra-
ge, warum die Afrikaner keinen Wider-
stand leisten. Marlow schildert, wie die
„schwarzen Burschen“ der Besatzung
des Dampfboots fast verhungerten,weil
sie kein Essen, sondern Messingdraht
bekamen, das sie in den Dörfern am
Strom gegen Nahrungsmittel hätten
tauschen sollen, aber nicht konnten,
weil das Dampfboot nicht anlegte, er
schildert das also und wundert sich: 

„Warum sie sich im Namen aller am
Hungertuch nagenden Teufel nicht an

uns hielten – sie waren dreißig gegen
fünf – und es sich wenigstens einmal
tüchtig schmecken ließen … Sie wa-
ren große, kräftige Männer, denen es
nicht eigentlich gegeben war, die Fol-
gen ihres Tuns in Betracht zu ziehen –
Männer voll Tapferkeit und Stärke,
auch jetzt noch, da ihre Haut stumpf
geworden und ihre Muskeln nicht
mehr hart waren. Ich erkannte, dass
hier etwas Hemmendes im Spiel war,
eines jener menschlichen Geheim-
nisse, die aller Wahrscheinlichkeits-
rechnung spotten.“ (S. 67)
Eigentlich ist nicht davon auszuge-

hen, dass Conrad die Aufstände gegen
die europäischen Kolonialherren in ver-
schiedenen Regionen Afrikas unbe-
kannt geblieben sind. Im Kongo selbst
gab es zu damaliger Zeit mehrere, zum
Teil über viele Jahre andauernde, Auf-
stände verschiedener Stämme und
Meutereien von schwarzen zwangsre-
krutierten Soldaten, Trägern und Hel-
fern im Dienste der Kolonialmacht.12 In
den heutigen Ländern Mali, Elfenbein-
küste, Zimbabwe, Namibia z.B. vertei-
digten Afrikaner Ende des 19. Jahrhun-
derts souveräne, autozentrierte politi-
sche Systeme gegen das Eindringen der
britischen, französischen, deutschen
Kolonisatoren.13 Anzunehmen ist aber,
dass diese Aufstände in der herrschen-
den eurozentrierten Sichtweise als
Zwischenfälle erscheinen konnten, die
den Gang der Geschichte höchstens auf-
halten, und dass sie nicht als Vorboten
einer Entwicklung verstanden wurden,
die schließlich dem Kolonialismus das
Ende bereitete.

In vieler Hinsicht waren Conrad und
seine Romanfiguren Produkte ihrer
Zeit. Edward Said, mit der Erfahrung
kolonialer Herrschaft vertraut, setzt
sich ausgiebig mit dem Roman und sei-
nem Beitrag zur Legitimation eines im-
perialen Lebensstils in den Metropolen
auseinander14, arbeitet aber zugleich
heraus, dass Conrad aufgrund seiner
großartigen Fähigkeiten seiner Zeit in
gewisser Weise auch voraus war. So gibt
es z.B. hinter dem Erzähler Marlow ei-
nen weiteren Erzähler,dadurch entsteht
eine Distanz zum Erzählten und gelingt
es Conrad, die Zukunft offen zu halten.

Said schreibt: „Da Conrad zeigen
kann, dass alle menschliche Tätigkeit
von der Kontrolle einer instabilen Rea-
lität abhängt, der Worte nur durch
Willen oder Konvention nahe kommen,
zeigt er dasselbe auch für das Imperium
und so fort.Bei Conrad bewegen wir uns
in einer Welt, die mehr oder weniger
fortwährend gemacht und zugleich
rückgängig gemacht wird. Was stabil
und sicher erscheint – beispielsweise der
Polizist an der Ecke –, ist nur wenig si-
cherer als der weiße Mann im Dschun-
gel und erfordert denselben fortgesetz-
ten (aber widerruflichen) Triumph über
eine alles durchdringende Dunkelheit,
die sich gegen Ende der Erzählung als

dieselbe für London und Afrika erweist.
Conrads Genie ließ ihn gewahr wer-

den, dass die allgegenwärtige Dunkel-
heit kolonisiert oder erhellt werden
konnte … Conrads tragische Begrenzt-
heit rührt daher, dass er, obwohl er den
Imperialismus als Überwältigung und
Landannexion erkannte, nicht den
Schluss zu ziehen vermochte, dass er zu
Ende gehen musste, damit die ,Einge-
borenen‘ frei von europäischer Domi-
nanz leben konnten.“ (S. 68f.)

Diese Widersprüchlichkeit oder bes-
ser Zwiespältigkeit berührt und beun-
ruhigt während des ganzen Romans.
Selbst in den hier im Abschnitt „Scheu-
klappen der Xenophobie“ zitierten Pas-
sagen schwingt Trauer mit und die Ah-
nung des Verlustes, den Rassismus und
Kolonialismus dem Kolonisierten wie
dem Kolonisierer zufügen. scc

1 Nach: Adam Hochschild, Schatten über dem
Kongo, Stuttgart 2000

2 In England z.B. fanden im Jahr 1907 fast 300
Versammlungen gegen Leopolds Kolonialregi-
me im Kongo mit jeweils bis zu 5000 Teilneh-
mern statt. Diese Massenbewegung war es
schließlich, die den Leopold zwang, seine Pri-
vatkolonie aufzugeben. Nach: Adam Hoch-
schild, a.a.O.

3 a.a.O., S. 226.
4 Joseph Conrad, Herz der Finsternis, Süddeut-

sche Zeitung / Bibliothek, Lizenzausgabe
München 2004, ISBN 3- 937793-18-6, 4,90
Euro. Im Folgenden wird nach dieser Ausgabe
zitiert.

5 Zitiert nach Hochschild, a.a.O., S. 222.
6 Hochschild, a.a.O., Kapitel 9, Begegnung mit

Mr. Kurtz.
7 Bemerkenswert ist auch, dass Conrad in der

Zeit, in der er an „Herz der Finsternis“ arbei-
tete, sein Geld in einer Goldmine bei Johan-
nesburg anlegte.

8 Chinua Achebe, Rassismus in Conrads Herz
der Finsternis, in: ders., Ein Bild von Afrika,
Essays, Berlin 2000.

9 An einer Stelle billigt Conrad den „Wilden“
auf seinem Dampfboot eine Sprache zu:
„,Fang ihn,’ stieß er hervor, während sich sei-
ne blutunterlaufenen Augen weiteten und die
scharfen Zähe blitzten – ,fang ihn. Gib ihn
uns.’ ,Dir?’ fragte ich, ,was willst du mit ihm
anfangen?’ ,Aufessen!’ sagte er schroff …“ (S.
66) Als zweite Ausnahme lässt Marlow den
„Boy des Direktors“, der „seinen dreisten
schwarzen Kopf zur Tür herein“ steckt, im
„Ton schneidender Verachtung“ sagen: „Mis-
tah Kurtz – er tot.“ (S. 113) Achebe kritisiert
diese beiden Ausnahmen als „einige seiner
(Conrads) besten Beleidigungen, a.a.O.

10 Einen kurzen Abriss gibt z.B. Imanuel Geiss,
Geschichte des Rassismus, Frankfurt a.M.
1988.

11 Eine lesenswerte Würdigung von Horton fin-
det sich in dem Aufsatz von Arno Sondereg-
ger, J. Africanus B. Horton’s The Negro’s Place
in Natur (1869) – eine frühe Antwort auf den
,wissenschaftlichen Rassismus’ des 19. Jahr-
hunderts, in: Wiener Zeitschrift für kritische
Afrikastudien 4/2002, Jg. 2, Download unter:
http://www.univie.ac.at/ecco/stichproben/Nr
4_Sonderegger.pdf

12 S. Hochschild, a.a.O., S. 196ff.
13 S. Franz Ansprenger, Politische Geschichte

Afrikas im 20. Jahrhundert, München 1999, S.
11ff.

14 Edward Said, Kultur und Imperialismus,
Frankfurt a.M. 1994. Leider ist das Buch der-
zeit vergriffen.
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27 ehemalige Diplomaten aus West-

und Ostdeutschland (BRD und DDR)

mahnen Umorientierung auf eine friedli-

che Konfliktregelung an

„Die Politik des vor-
rangigen Einsatzes 
militärischer Mittel hat
die Welt nicht fried-
licher, sondern 
unsicherer gemacht“
Wir verwiesen in der letzten Ausgabe
dieser Zeitung (S. 7) auf einen Brief, den
27 ehemalige Botschafter der früheren
DDR und der alten BRD am 17. Febru-
ar 2005 an den Präsidenten des Euro-
päischen Parlaments geschrieben ha-
ben. Im Folgenden dokumentieren wir
den Brief. Quelle: www.friedensrat-
schlag.de

Präsident 
des  Europäischen Parlaments 
Herrn Josep Borrel Fontelles 
Rue Wiertz
B-1047 Brussel 

Berlin, den 17. Februar 2005 
Sehr geehrter Herr Präsident,

als Diplomaten, die über Jahrzehnte
im Nahen und Mittleren Osten sowie in
der internationalen Politik tätig waren
und denen die Bewahrung von Frieden
und Sicherheit am Herzen liegt,wenden
wir uns aus tiefer Besorgnis um den zu-
nehmend konflikthaften und friedens-
bedrohlichen Zustand, in dem sich
gegenwärtig das Verhältnis des Westens
zur islamischen Welt befindet, an Sie,
Herr Präsident, und die Abgeordneten
des Europäischen Parlaments.

Bereits seit Jahren zeichnet sich ab,
dass der Westen mit seiner Außen- und
Sicherheitspolitik bisher nicht imstan-
de ist, auf das zunehmende Phänomen
des Islamismus als Oberbegriff für viel-
gestaltige und differenzierte politische
Bewegungen in den islamischen Län-
dern – inzwischen auch in Europa selbst
präsent – eine solche strategische Ant-
wort zu finden, die langfristig dem
friedlichen Zusammenleben der Völker
von Orient und Okzident dient. Vieles
deutet im Gegenteil darauf hin,dass der
von dem Harvardprofessor Samuel P.
Huntington heraufbeschworene „clash
of civilizations“ Realität werden könn-
te. Nicht weil das unvermeidbar wäre,
sondern eher deshalb,weil die westliche
Politik in den islamischen Ländern als
Versuch der Beherrschung der Natur-
ressourcen dieser Region, als Domi-
nanzstreben, als Angriff auf tief ver-
wurzelte Werte,moralische Normen und
religiöse Gefühle empfunden wird,
nicht zuletzt auch durch den Mangel an

Einfühlungsvermögen für den islami-
schen Kulturkreis.Wie sich viele Musli-
me vom Westen bedroht fühlen, so ent-
wickeln auch dort viele Menschen unter
dem Einfluss von Politik und Medien
gegenüber dem Islam ein Feindbildden-
ken.

Nach dem Urteil von UNO-General-
sekretär Kofi Annan hat die bisher ver-
folgte Politik einer Eskalation von Ge-
walt und Gegengewalt, des vorrangigen
Einsatzes militärischer Mittel und
westlicher Interventionen in islami-
schen Regionen und Staaten die Welt
nicht friedlicher,sondern unsicherer ge-
macht. Es besteht kein Zweifel, dass
Menschen vor Terrorismus zu schützen
sind und dieser entschieden zu be-
kämpfen ist. Der einseitig militärisch
dominierte Politik-Ansatz aber ist, wie
der israelisch-palästinensische Kon-
flikt, Afghanistan, Irak, Zentralasien
und Tschetschenien zeigen, gescheitert.
Er führte nur zu weiterem Zulauf für
terroristische Netzwerke. Deshalb for-
dert die politische Vernunft, die bisheri-
ge Strategie kritisch zu überprüfen und
zu revidieren. Ist es nicht an der Zeit,
darüber nachzudenken, wie man zum
Frieden kommt, wie friedliche Koexis-
tenz zwischen dem Westen und der isla-
mischen Welt langfristig gewährleistet
werden kann?

Es beunruhigt uns zutiefst, dass für
den „Krieg gegen den Terror“ kein Ende
gedacht wird. In Abkehr von der wich-
tigsten Lehre Europas aus zwei Welt-
kriegen wird seit dem 11.September
versucht, Krieg als Mittel der interna-
tionalen Politik zu rehabilitieren. Die
europäischen Regierungen benötigten
nur wenige Monate, um Programme,
Mechanismen und Mittel für den Kampf
gegen den Terrorismus auszuarbeiten.
Doch fehlt noch immer ein Friedensent-

wurf. Die Friedensfrage gehört unseres
Erachtens in das Zentrum der Diskus-
sion, auch im Europäischen Parlament.
Zu klären ist vor allem: Welche fried-
lichen, politisch-diplomatischen Aus-
wege gibt es aus dem Dilemma des Krie-
ges? Welche Alternativen bestehen zum
gegenwärtig vorherrschenden Umgang
mit Islamismus?

Sehr geehrter Herr Präsident, es soll-
te dem europäischen Parlament möglich
sein, für das Verhältnis zur islamischen
Welt einen Weg zu entwerfen und ein-
zuschlagen, der zu einem Modus viven-
di friedlicher Koexistenz führt. Die po-
litischen und gesellschaftspolitischen
Ziele der islamistischen Gesellschafts-
opposition sind im Großen und Ganzen
bekannt. Auch die wesentlichen struk-
turellen Ursachen gesellschaftlicher
Unzufriedenheit und Spannungen lie-
gen nicht im Dunkeln: Unterentwick-
lung im umfassenden Sinne, Reform-
und Demokratisierungsdefizite sowie
jene anti-westliche Grundstimmung,
die auch vom Verhalten des Westens ge-
genüber der islamischen Welt genährt
wird.

Für diese Ursachen und Zusammen-
hänge besteht in den politischen Krei-
sen der EU wachsendes Problembe-
wusstsein. In der Außenpolitik von EU-
Staaten gibt es Bestrebungen, den Kon-
flikt mit Islam und der islamischen Welt
nicht zuzuspitzen, sondern zu entspan-
nen. Davon sollte ausgegangen werden,
um den andauernden Zustand von
Krieg und äußeren Interventionen so-
wie die Regelungskrise schnellst mög-
lich zu überwinden, in der sich der Um-
gang mit dem Konflikt um den Terro-
rismus befindet. Dafür bedarf es alter-
nativer Initiativen, die die Friedensfra-
ge ins Zentrum der Diskussion rücken.
Zu beraten ist, wie Europa zurück zum
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Frieden kommt, welche Wege aus dem
Terrorismusdilemma heraus führen so-
wie seiner weiteren Internationalisie-
rung und Verstetigung vorbeugen.

Sehr geehrter Herr Präsident, Europa
sollte sich auf eine lang anhaltende Pe-
riode einstellen, in der in islamischen
Ländern politische Bewegungen ihre
Forderungen religiös auf der Grundla-
ge des Islam, nicht säkularistisch son-
dern islamistisch, artikulieren. Die bis
in die europäische Kolonialepoche zu-
rückreichende Dominanzdimension im
Umgang des Westens mit der islami-
schen Welt ist Teil des historischen Pro-
zesses, in dem die Grundlagen des heu-
tigen Terrorismusdilemmas entstanden.
Es wird eines langfristigen Prozesses
bedürfen, sie auszuräumen.Doch dieser
Prozess muss jetzt begonnen werden.

Für eine Umorientierung auf eine
friedliche Konfliktregelung sehen wir
konkrete Handlungsmöglichkeiten.
Unmittelbare Ziele müssen die Über-
windung des Kriegszustandes und der
Übergang zu Vertrauensbildung sein.
Dafür sollte kurzfristig und pragma-
tisch ein politisch-diplomatisches In-
strumentarium entwickelt werden.
• Eine erste sofortige nichtmilitärische

Handlungsdimension ist die fundier-
te Klärung, welche konkreten Streit-
fragen auszuräumen und welche po-
litisch-diplomatischen Regelungs-
ideen zu entwickeln sind, wie zwi-
schen extremistischen und gemäßig-
ten Islamisten differenziert werden
kann, ob Gespräche und Vertrauens-
bildung möglich sind, mit wem und
wie.

• Sofort realisierbar wäre die Demon-
stration europäischer Bereitschaft
zum „Neuanfang“ im Verhältnis zur
islamischen Welt. Die Anerkennung
der Ganzheitlichkeit gemeinsamer
Sicherheit, die Respektierung der je-
weiligen zivilisatorischen Werte und
Entwicklung bilden den Kern neu zu
schaffender Beziehungen, die auf Ko-
operation und Koexistenz beruhen. In
der Gestaltung solcher Beziehungen,
die nicht die Aufgabe jeweiliger Wer-
te und Prinzipien bedeuten,hat Euro-
pa sowohl aus dem KSZE-, als auch
dem europäischen Integrationspro-
zess Erfahrungen.

• Europa sollte für sofortige Entspan-
nungsmaßnahmen gegenüber dem
arabischen, west- und südwestasiati-
schen Raum eintreten. Für den Nahen
Osten besitzen die unverzügliche Re-
gelung des israelisch-palästinensi-
schen Konflikts und die Beendigung
der Okkupation Iraks Priorität. Für
eine Irakregelung sollten aus dem ara-
bischen Raum kommende Vorschläge
europäische Unterstützung finden,
wie sie der Generalsekretär der Ara-
bischen Liga,Amre Mussa, unterbrei-
tete: Beendigung der Okkupation,
Truppenabzug nach einem Zeitplan,
Wiederaufbau Iraks (von den Irakern

selbst geplant und beschlossen), volle
Selbstbestimmung ihrer Zukunft
durch die Iraker selbst und nicht
durch Fremde.

• Schließlich halten wir es für wichtig,
das Zukunftsprofil europäischer Po-
litik gegenüber dem islamischen
Raum und dort stattfindenden gesell-
schaftspolitischen Prozessen neu zu
bestimmen. Dazu gehört auch ein
selbstkritisches Überprüfen eigener
Fehler.

Sehr geehrter Herr Präsident,
wir möchten Ihnen vorschlagen, dass

sich das Europäische Parlament mit den
von uns aufgeworfenen Sorgen, Fragen
und Vorschlägen beschäftigt.Wir wären
Ihnen dankbar, wenn Sie dieses Schrei-
ben den Abgeordneten des Europäi-
schen Parlaments zur Kenntnis geben.

Wir erlauben uns, Kopien dieses Brie-
fes an die Vorsitzenden der im Parla-
ment vertretenen Fraktionen zu über-
mitteln.
Mit vorzüglicher Hochachtung 
Dr. Arne C. Seifert
i.A. der Unterzeichner 

Gezeichnet von:
Dr. Wolfgang Bator, Botschafter a.D.;
Prof. Dr. Siegfried Bock, Botschafter
a.D.; Klaus-Dieter Ernst, Botschafter
a.D.; Dr.Werner Fleck; Botschafter a.D.;
Wolfgang Grabowski, Botschafter a.D.;
Prof. Dr. Horst Grunert, Botschafter
a.D.; Dr. Jürgen Hellner, Botschafter
a.D.; Norbert Jaeschke, Botschafter
a.D.; Karl-Heinz Kern,Botschafter a.D.;
Heinz Knobbe, Botschafter a.D.; Wolf-
gang Konschel, Botschafter a.D.; Ro-
land Lindner, Botschafter a.D.; Günter
Mauersberger, Botschafter a.D.; Peter
Mende, Botschafter a.D.; Dr. Kurt Mer-
kel,Botschafter a.D.; Dr.Bernhard Neu-
gebauer, Botschafter a.D.; Otto Pfeiffer,
Botschafter a.D.; Achim Reichard, Bot-
schafter a.D.; Roland Lindner, Bot-
schafter a.D.; Dr. Hans-Georg Schlei-
cher, Botschafter a.D.; Manfred
Schmidt, Botschafter a.D.; Freimut Sei-
del,Botschafter a.D.; Dr.Arne C.Seifert,
Botschafter a.D.; Dr. Hans Voß, Bot-
schafter a.D.; Ronald Weidemann, Bot-
schafter a.D.; Erich Wetzel, Botschafter
a.D.; Dr.Heinz-Dieter Winter,Botschaf-
ter a.D.

Leseempfehlung

„Staat im Exil“ 
Die Rede ist vom ANC, dem „African
National Congress“, der größten natio-
nalen Befreiungsorganisation in Süd-
afrika. Tausende Mitglieder und Sym-
pathisanten des ANC waren vor allem
seit dem Verbot des ANC 1960 durch das
südafrikanische Apartheid-System ins
politische Exil gegangen. Die Zahl der
in den benachbarten Frontstaaten (Tan-

zania, Zambia, Angola, Mosambik u.a.)
und in Großbritannien lebenden politi-
schen Exilanten wurde von der ANC-
Führung auf zwischen 30 000 und 60 000
beziffert.

Als einen „Staat im Exil“ bezeichne-
te ein südafrikanischer Analytiker die
Strukturen des ANC, der wie eine Re-
gierung im Wartestand funktionierte.
Das NEC (National Executive Commi-
tee) hatte seinen Sitz in Lusaka, von wo
aus z.B. über 40 ANC-Repräsentanten
in der ganzen Welt – oft mit diplomati-
schem Status – angeleitet wurden. Das
waren weit mehr Auslandsvertretun-
gen, als der isolierte Apartheid-Staat
besaß. (Der Chief-Representative in der
DDR,Anthony Mongalo, war nach 1990
Leiter des Sekretariats des Präsidenten
des ANC,danach Botschafter in Italien.)

Hans-Georg Schleicher stellt fest,
dass viele dieser Repräsentanten und
ihre Mitarbeiter heute in der vom ANC
dominierten Regierung Südafrikas tä-
tig sind. Das betrifft auch eine große
Zahl anderer Aktivisten aus dem frühe-
ren Exil. Der Autor der vorliegenden
Studie über die Rolle der ehemaligen
Exilanten in der ANC-Führung war –
auch in seiner früheren Tätigkeit als
DDR-Diplomat – über Jahrzehnte mit
dem Exil Südafrikas befasst.Seine Hal-
tung zum ANC und deren Exil genießen
bei führenden Politikern in Südafrika
Anerkennung und Respekt. In über 70
Interviews, die Schleicher vor allem im
südlichen Afrika mit ehemaligen Exi-
lanten führte, hat er deren Erfahrungen
aufgearbeitet.

Nachdem der Autor,der in den letzten
Jahren mehrfach Südafrika und Groß-
britannien bereiste und dort in Archi-
ven recherchierte, den Sinn und die Me-
thoden seiner Forschungen in einer län-
geren Einleitung darlegt,gliedert er sei-
ne Arbeit in vier Teile. Im ersten Teil
untersucht er die Rolle und Bedeutung
des Exils in Südafrika. Im zweiten Teil
werden am Beispiel von biographischen
Studien einzelner südafrikanischer
Exilanten die Ausprägung von politi-
schen Führungskräften hinterfragt. Im
Teil III fließen Exilerfahrung in den bei-
den regionalen Exilzentren ein. Die
nunmehr legale Rolle des ANC (seit
1990) bei der Herausbildung und Beset-
zung der neuen politischen Machtposi-
tionen wird im vierten Teil analysiert.
Das Buch soll demnächst auch in Süd-
afrika verlegt werden. Es erhält beson-
dere Bedeutung dadurch, da die hiesi-
gen Massenmedien bedauerlicher Weise
der demokratische Entwicklung im
heutigen  Südafrika viel zu wenig Platz
einräumen. Franz-Karl Hitze

Hans-Georg Schleicher: Südafrikas neue
Elite – Die Prägung der ANC-Führung durch
das Exil / Institut für Afrika Kunde, Hamburg
2004, 367 Seiten, 7 Tab., 4 Schaubilder, Per-
sonenindex, 
Preis Euro 22, ISBN 3-928049-89-5
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19. März, europaweit. Demos gegen Krieg, Rassismus und
Neoliberalismus. Aktionstag des Europäischen Sozialforums.
Zentrale Demonstration in Brüssel.

3./4. April. Frankfurt. Jahresversammlung Forum Kommu-
nistischer Arbeitsgemeinschaften. Vorbereitung der Mitglie-
derversammlung. Haus der Jugend, Deutschherrenufer 12,
Beginn 12 Uhr. (ausführliche Ankündigung s.Pol.Ber.4/2005)

9./10 April. Berlin. Internationale Konferenz NS-Opfer ent-
schädigen – Täter bestrafen. Sie wird organisiert von Ar-
beitskreis Distomo (Hamburg),Arbeitskreis Angreifbare Tra-
ditionspflege (NRW), Support vor Survivors of Nazi Persecu-
tion International (Baltimore/ Köln).

23./24. April. Köln. Kommunalpolitische Konferenz der PDS.
(ausführliche Beschreibung: s. Pol. Berichte 4/2005). Anmel-
dung bitte bei: Alexander King, Tel. 030/24009 363, Fax
030/24009 624, alexander.king@pds-online.de. Jeder/jede
angemeldete Konferenzteilnehmer/-in bekommt rechtzeitig
per Email oder Post die Tagungsunterlagen zugeschickt.

6. Mai, Köln. Bundesparteitag der FDP

25. bis 29. Mai. Hannover. Evangelischer Kirchentag 

17./18. Juni. Strategiekonferenz der PDS. Sozialismus im 21.
Jahrhundert, Strategie des Wandels – Wandel der Strategien 

21. bis 24. Juli. Erfurt. Bundesweites Sozialforum. In zahlrei-
chen Workshops sollen Lösungen gefunden werden unter an-
derem zu den Themenschwerpunkten „Arbeit und Men-

schenwürde“,„Menschenrechte und politische Teilhabe“ oder
„Globalisierung und die Rolle Deutschlands in der Welt“. 36
Organisationen hätten bereits ihre Unterstützung zugesagt,
teilte der DGB Thüringen als einer der Veranstalter mit.

3. Oktober. Bonn. Ord. Gewerkschaftstag IG Bauen-Agrar-
Umwelt.

9. Oktober. Hannover. Ord. Gewerkschaftstag IG Bergbau,
Chemie, Energie.

14. November. Karlsruhe. SPD-Bundesparteitag (Vorstands-
wahlen)

Jahr Monat Land
Ter-
min

Wahl-
periode

2005 Mai NRW Landtag 22.5. 5 Jahre

2006 Frühj. Hessen Kommunal 5 Jahre

März Baden-Württemb. Landtag 26.3. 5 Jahre

März Rheinland-Pfalz Landtag 26.3. 5 Jahre

Frühj. Sachsen-Anhalt Landtag 4 Jahre

Herbst Niedersachsen Kommunal 5 Jahre

Herbst alle Länder Bundestag 4 Jahre

Herbst Meck.-Pomm. Landtag 4 Jahre

Herbst Berlin Landtag 5 Jahre

Vorschau auf Wahlen

Quelle: www.bundeswahlleiter.de

Anzeige der Coordination gegen Bayer-Gefahren

Vom Münchner Diktat 
zur Nachkriegsordnung

Geschichte und ihre Instrumentalisierung

in der aktuellen deutschen Politik

Vorträge bei der historischen Fachtagung des Kurt Eisner Vereins

für politische Bildung in Bayern e.V. in Zusammenarbeit mit der

Rosa Luxemburg Stiftung und der Redaktion der Deutsch-Tschechi-

schen Nachrichten, 7.5. bis 9.5.2004  im EineWeltHaus in Mün-

chen. Herausgegeben von der DTN-Redaktion, verantwortlich Rena-

te Hennecke, und der Vorbereitungsgruppe der Tagung, verantwort-

lich Cornelia Fiedler.

Tobias Ebbrecht: Die große Zerstreuung: 

Heimat-TV im deutschen Geschichtsfernsehen

Florian Weis: „Germans may have to face the 

choice between migration and massacre“ – 

Die britische Haltung zum Münchner Abkommen, 

zu Grenzziehung und Umsiedlung 

Jana Mikota: Das Verhältnis von Deutschen und

Tschechen im Grenzgebiet der 1930er Jahre 

Velten Schäfer: Von der „Volksgeschichte“ zum

„Spatial Turn“ – Umrisse des NS-Tabus in der

(west)deutschen  Historikerschaft nach 1945 

Florian Beck:  Realpolitik und Hybris 

Steffen Bockhahn: Die Beneš-Dekrete im Jahr

2004 – Stolperstein Tschechiens auf dem Weg in

die EU? 

Jörg Kronauer:  Die Revision der Nachkriegs-

ordnung in den Strategien des deutschen Revan-

chismus 

Juliane Gilles:  Die Wertung des „Münchner

Abkommens“ im  Nürnberger Kriegsverbrecher-

prozess
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